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§1 Name, Sitz, Tätigkeitsgebiet  

(1) Die Partei führt den Namen diePinken/BÜNDNIS21. Die Kurzbezeichnung der Partei ist BÜNDNIS21. 
In allen Dokumenten mit Satzungsrang abgekürzt BÜNDNIS21. 

(2) Durch Beschluss des Geschäftsführenden Vorstandes können sich Bezirksbündnisse zu Landes-
bündnissen zusammenschließen. Diese führen den Namen BÜNDNIS21 mit dem Namenszusatz 
Landesbündnis21 und dem Namen des jeweiligen Bundeslandes. Sie sind berechtigt den Kurzna-
men BÜNDNIS21 mit dem Namen des jeweiligen Bundeslandes oder dessen Abkürzung zu führen. 

(3) Der Sitz der Partei ist Langen (Hessen). Über den Sitz der Bundesgeschäftsstelle entscheidet der 
Geschäftsführende Vorstand. 

(4) Das Tätigkeitsgebiet der Partei ist die Bundesrepublik Deutschland. 

§2 Bündnisgedanke 

(1) BÜNDNIS21 hat das Ziel ein breites gesellschaftliches Bündnis zur Weiterentwicklung der Demokra-
tie im 21. Jahrhunderts zu schaffen. Durch die Einführung neuer finanzieller und rechtlicher Regeln 
für Politik im 21. Jahrhundert, wie Politikerhaftung, Amtszeitbegrenzung auf allen politischen Ebe-
nen und Volksentscheide will BÜNDNIS21 die alte Idee des lebenslangen Berufspolitikers durch ei-
nen modernen Volksdiener auf Zeit ersetzen.  

(2) BÜNDNIS21 und seine Mitglieder (gemäß § 12 Abs. 2 Verbündete) lassen sich durch die drei zentra-
len Werte leiten, die Deutschland stark und lebenswert gemacht haben: Ein funktionierender 
Rechtsstaat, die soziale Marktwirtschaft und die Selbstbestimmung des Einzelnen, soweit diese die 
Freiheit der anderen nicht beeinträchtigt.  

(3) BÜNDNIS21 verabschiedet seine politischen Grundsätze im Konsens und unter Einbeziehung einer 
breiten Vertretung aktiver Vereine und Gruppen, die an der Weiterentwicklung der Demokratie hin 
zu mehr Basisdemokratie arbeiten. BÜNDNIS21 versteht sich als Parteiarm des Runden Tischs der 
Demokratiebewegung. 

§3 Gliederung 

(1) Die Partei gliedert sich in das Bundesbündnis und die Landesbündnisse mit dem Tätigkeitsbereich in 
je einem Bundesland. Innerhalb der staatsrechtlichen Grenzen eines Bundeslandes gibt es nur ein 
Landesbündnis. Hamburg und Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Bremen sowie Rheinland-Pfalz 
und das Saarland bilden bis auf weiteres je ein Landesbündnis. Auf Vorschlag des Geschäftsführen-
den Vorstands kann der Bundesparteitag eine Teilung dieser zusammengeschlossenen Landesbünd-
nisse beschließen. Landesbündnisse sind selbständige organisatorische Gliederungen mit Satzungs-, 
Finanz- und Personalautonomie. 

(2) Die Landesbündnisse gliedern sich in Bezirksbündnisse, deren Tätigkeitsbereiche territorial mindes-
tens zwei Landkreise oder einen Landkreis und eine kreisfreie Stadt umfassen und bei der Gründung 
mindestens 21 Verbündete haben müssen. Bezirksbündnisse haben nur Personalautonomie und lö-
sen sich automatisch auf, wenn sie weniger als 20 Verbündete haben.  

(3) Landesbündnisse können unterhalb der Ebene der Bezirksbündnisse nichtrechtsfähige regionale 
Pinkwesten-Gruppen oder Arbeitsgemeinschaften bilden; diese haben weder Satzungs-, Finanz- noch 
Personalautonomie. Sie sollen möglichst vielen Menschen die Mitwirkung an der politischen Willens-
bildung innerhalb und außerhalb des Bündnisses ermöglichen. 

(4) Die Gründung von Landesbündnissen bedarf der Zustimmung des Geschäftsführenden Vorstands des 
Bundesbündnisses. Die Gründung von Bezirksbündnissen bedarf der Zustimmung des Geschäftsfüh-
renden Vorstands des Landesbündnisses. 

(5) Gründung und Auflösung von Bezirksbündnissen bedürfen zur Wirksamkeit der schriftlichen Kennt-
nisnahme durch den Geschäftsführenden Vorstands des Bundes.  

(6) Alle Bündnisregeln gelten einheitlich für alle Bündnisse. Landessatzungen können ergänzende Re-
gelungen enthalten, die den Grundsätzen der Bündnisregeln nicht widersprechen dürfen.  
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(7) Hat ein Landesbündnis keinen Landesvorstand oder ist der gewählte Vorstand beschluss- oder 
handlungsunfähig, so kann der Geschäftsführende Vorstand des Bundesbündnisses mit einer La-
dungsfrist von zwei Wochen zu einem Bundesparteitag einladen, auf dem ein neuer Landesvor-
stand zu wählen ist. Bis zur Wahl des neuen Geschäftsführenden Vorstands des Landesbündnisses 
führt der Geschäftsführende Vorstand die Geschäfte des beschluss- oder handlungsunfähigen Lan-
desvorstands. 

(8) Hat ein Bezirksbündnis keinen Bezirksvorstand oder ist der gewählte Vorstand beschluss- oder hand-
lungsunfähig, so kann der Geschäftsführende Vorstand des Landesbündnisses mit einer Ladungsfrist 
von zwei Wochen zu einem Bundesparteitag einladen, auf dem ein neuer Bezirksvorstand zu wählen 
ist. Bis zur Wahl des neuen Bezirksvorstands führt der Geschäftsführende Vorstand des Landesbünd-
nisses die Geschäfte des Bezirksvorstands. 

§4 Organe und Gremien: Prinzip der Machtbegrenzung 

(1) Die Organe des Bündnisses sind:  

a) Bundesparteitag als Bündnis-, Gesetzes- und Kampaparteitage 

b) Bundesvorstand einschließlich der Gremien Verwaltungsrat, Politischer Rat und Kampa-Team  

c) Geschäftsführender Vorstand 

d) Bündnisrat  

e) Schatzmeisterkonferenz 

(2) Eine Amtsperiode aller Organe und Gremien umfasst immer eine Amtszeit von 2 Jahren von dem 
Tag der Wahl an. 

(3) Eine Wiederwahl nach Ablauf der Amtsperiode ist nur ein weiteres Mal zulässig. Eine dritte Amts-
periode ist nur möglich, wenn die Satzung dieses vorsieht.  

§5 Organe und Gremien: Rechte und Pflichten  

(1) Beschlüsse und Maßnahmen aller Bündnisse dürfen nicht im Widerspruch zu den Zielen von BÜND-
NIS21 stehen. 

(2) Die Geschäftsführenden Vorstände der Gliederungen sind verpflichtet, alle für den Rechenschafts-
bericht notwendigen Informationen und Belege des abgelaufenen Jahres bis zum 31.03. des lau-
fenden Jahres beim Geschäftsführenden Vorstand des Bundes einzureichen. 

(3) Der gesetzlich verlangte Rechenschaftsbericht der Gesamtpartei eines Jahres ist allen Verbündeten 
spätestens am 30.06. des folgenden Jahres in einer separaten E-Mail zur Information zuzusenden.  

(4) Bei der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten für die Arbeit der Organe 
und Gremien wird der Datenschutz entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen für alle Verbün-
deten, Unterstützer und Teilnehmer der Pinkwesten-Gruppen und Arbeitsgemeinschaften gewähr-
leistet. Weitere Einzelheiten können in einer Datenschutzrichtlinie geregelt werden.  

(5) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten erfolgt unter Einsatz von Da-
tenverarbeitungsanlagen. Soweit sie Verpflichtungserklärungen gemäß §5 des Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG) unterzeichnet haben, werden haupt-, neben- oder ehrenamtlich für BÜNDNIS21 
Tätigen aller Gliederungsebenen Listen von Verbündeten, Unterstützern und Pinkwesten-Gruppen 
und Arbeitsgemeinschaften als Datei oder in gedruckter Form zur Verarbeitung und Nutzung in der 
Art und in dem Umfang überlassen, wie dies zur Erfüllung ihrer satzungsgemäßen Aufgaben im 
Rahmen der Ausübung ihrer Funktion erforderlich ist. 

(6) Alle Organe und Gremien von BÜNDNIS21 können persönlich oder digital tagen und Beschlüsse 
fassen. 

(7) Alle Organe und Gremien von BÜNDNIS21 protokollieren ihre Beschlüsse zu Beweiszwecken. Diese 
werden vom Sitzungsleiter und dem Protokollanten zusammen unterschrieben oder durch einen 
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Beschluss des Organs bestätigt. Alle Protokolle sind innerhalb von 30 Tagen den Verbündeten auf 
geeignete Weise zugänglich zu machen, bis auf solche Stellen, die Persönlichkeitsrechte berühren 
oder datenschutzrechtlich nicht veröffentlicht werden dürfen.  

(8) Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass ein Abgeordneter von BÜNDNIS21 gegen die sich aus den §33 
(Selbstverpflichtung) ergebenden Verpflichtungen verstößt, hat das zuständige Gremium von 
BÜNDNIS21 die Pflicht Auskunft über diese Tätigkeiten zu verlangen und der Abgeordnete jene zu 
erteilen. 

 

BUNDESVORSTAND 

§6 Bundesvorstand: das Prinzip der Machtbegrenzung 

(1) Der Bundesvorstand besteht aus  

a) dem Vorsitzenden, 

b) einen ersten und einen zweiten Stellvertretenden Vorsitzenden, 

c) sowie 9-30 weiteren stimmberechtigten Mitgliedern als Beisitzer für die Mitarbeit in den drei Bun-
desvorstandsgremien Verwaltungsrat, Politischer Rat und Kampa-Team. Der Bundesparteitag legt 
die genaue Anzahl der in diese drei Gremien zu wählenden Beisitzer fest.  

(2) Die Mitglieder des Bundesvorstands werden an Bündnisparteitagen in geheimer und gleicher Wahl 
mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr gewählt. Ist eine Nach- oder Ergänzungswahl erforder-
lich, erfolgt diese nur für den Rest der laufenden Amtszeit.  

(3) Der Bundesvorstand tritt auf gemeinschaftliche Einladung des Vorsitzenden mit mindestens einem 
Stellvertreter mindestens einmal im halben Jahr und maximal einmal im Quartal zusammen.  

(4) Der Bundesvorstand wählt aus seiner Mitte mit einer Zweidrittelmehrheit aller amtierenden Bun-
desvorstandsmitglieder: 

a) die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates gemäß §7; 

b) die Mitglieder des Politischen Rates gemäß §8; 

c) die Mitglieder des Kampa-Teams gemäß §9. 

(5) Der Bundesvorstand leitet das Bundesbündnis. Er gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Satzung 
nicht widersprechen darf, und führt die Beschlüsse aller Bundesparteitage aus.  

(6) Zur Machtbeschränkung Einzelner verteilt die Satzung die meisten Aufgaben des Bundesvorstands 
auf drei selbstständig arbeitende Gremien auf: den Verwaltungsrat, den Politischen Rat und das 
Kampa-Team.  

(7) Der Bundesvorstandsvorsitzende und seine Stellvertreter haben keine Befugnis das Bündnis ander-
weitig als in den §6 Abs. 8 formulierten Fragen zu vertreten.  

(8) Folgende Aufgaben können nur von allen Bundesvorstandsmitgliedern im Konsensverfahren gemäß 
§24 beschlossen werden:  

a) Beschlussfassung über die Verteilung des Gesamtbudgets des Bundesvorstands und dessen mit-
telfristige Finanzplanung; 

b) Beschlussfassung über den Haushalt der Geschäftsstelle; 

c) Beschlussfassung über Datum und Ort aller ordentlicher Bündnis-, Gesetzes- und Kampapartei-
tage;  

d) Einberufung des Bündnisrates, solange es keine Vorsitzenden des Bündnisrates gibt;  
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e) Einberufung der Schatzmeisterkonferenz, solange es keine Vorsitzenden der Schatzmeisterkonfe-
renz gibt; 

f) Beschlussfassung über die Geschäftsordnungen des Bundesvorstands, sowie des Verwaltungsra-
tes, des Politischen Rates, des Kampa-Teams und des Geschäftsführenden Vorstands;  

g) Wahl und Abberufung durch Neubestellung des Geschäftsführenden Vorstands; 

h) Beschlussfassung über alle politischen und organisatorischen sowie Finanz-, und Vermögensfra-
gen, für die in dieser Satzung keine andere Zuständigkeit bestimmt wird. 

(9) Die Vorsitzenden des Bundesvorstands sind berechtigt an den Sitzungen der Organe und Gremien 
aller Gebietsverbände mit Rederecht teilzunehmen. 

(10) Bei Rücktritt des Vorsitzenden rücken seine Stellvertreter nach. Nicht besetzte Stellvertreterposten 
werden im Losverfahren mit Beisitzern nachbesetzt. Die Nachrücker führen die Geschäfte der Vor-
sitzenden bis zur Neuwahl kommissarisch weiter.  

(11) Sind weniger als die Hälfte oder nur noch neun der für diese Amtszeit gewählten Bundesvorstands-
mitglieder im Amt, hat das Bundesschiedsgericht unverzüglich zur Wahl eines neuen Bundesvorstan-
des einen außerordentlichen Bündnisparteitag einzuberufen. Das gleiche gilt, wenn der Bundesvor-
stand auf der Grundlage eines mit Zweidrittelmehrheit seiner amtierenden Mitglieder gefassten Be-
schlusses geschlossen zurücktritt.  

§7 Bundesvorstand: Verwaltungsrat 

(1) Die drei Bundesvorstandsvorsitzenden sind automatisch Mitglieder des Verwaltungsrats.  

(2) Der Bundesvorstand wählt maximal 5 Beisitzer in den Verwaltungsrat. Die Amtszeit entspricht ihrer 
Amtszeit im Bundesvorstand.  

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden, der die Bezeichnung 
„Verwaltungsratsvorsitzender“ trägt und verpflichtet ist zu den Verwaltungsratssitzungen einzula-
den.  

(4) Der Verwaltungsrat tritt mindestens viermal jährlich zusammen. 

(5) Zu den Aufgaben des Verwaltungsrats gehören: 

a) Wahl des Geschäftsführenden Vorstands und dessen Unterstützung gemäß eines von beiden Gre-
mien gemeinsam zu verabschiedenden gemeinschaftlichen Geschäftsverteilungsplans des Ver-
waltungsrats zusammen mit dem Geschäftsführenden Vorstand; 

b) inhaltliche und organisatorische Vorbereitung sowie Einladung zu allen Bündnisparteitagen; 

c) Einladung zur und organisatorische Vorbereitung von Aufstellungsversammlungen; 

d) Eröffnung und danach Übergabe der Leitung am Bündnisparteitag an das Versammlungsteam, 
sowie Leitung des selbigen Bundesparteitags im Falle der Abwesenheit des Versammlungsteams;  

e) organisatorische und inhaltliche Begleitung von Verwaltungs- und Behördengängen; 

f) organisatorische und inhaltliche Begleitung juristischer Fragen von BÜNDNIS21; 

g) Konfliktlösung innerhalb von BÜNDNIS21; 

h) Verabschiedung einer Geschäftsordnung für Basistage;  

i) Ausarbeitung der Satzungen der Gliederungen;  

j) Stellungnahme zu Verstößen gegen die Satzung und Ordnungen von BÜNDNIS21; 

k) Koordination der Arbeit der Orga-Arbeitsgemeinschaften. 

 



BÜNDNISREGELN          SATZUNG 

S e i t e 7 | 31 

 

 

§8 Bundesvorstand: Politischer Rat 

(1) Der Bundesvorstand wählt mindestens 3 und maximal 10 Beisitzer in den Politischen Rat. Die Amts-
zeit entspricht ihrer Amtszeit im Bundesvorstand.  

(2) Sie wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden, der die Bezeichnung „Politischer Sprecher“ trägt und 
verpflichtet ist zu den Sitzungen des Politischen Rats einzuladen.  

(3) Der Politische Sprecher vertritt BÜNDNIS21 in allen öffentlichkeitswirksamen und politischen Aufga-
ben nach außen, soweit es nicht eindeutig Aufgaben des Geschäftsführenden Vorstands sind.  

(4) Der Politische Rat tritt mindestens viermal jährlich zusammen. 

(5) Zu den Aufgaben des Politischen Rats gehören 

a) die Vertretung von BÜNDNIS21 in der Öffentlichkeit; 

b) inhaltliche und organisatorische Vorbereitung sowie Einladung zu allen Gesetzesparteitagen; 

c) Eröffnung und danach Übergabe der Leitung an Gesetzesparteitagen an das Versammlungsteam, 
sowie Leitung des selbigen Bundesparteitags im Falle der Abwesenheit des Versammlungsteams;  

d) formale und inhaltliche Diskussion der Programme von BÜNDNIS21; 

e) Koordinierung der Entwicklung programmatischer Standpunkte; 

f) Bearbeitung von Anträgen zu Bundesparteitagen; 

g) Beschluss verbindlicher Regeln für die Aufnahme und Nichtaufnahme von Verbündeten und Un-
terstützern im Sinne einer Unvereinbarkeitsliste; 

h) Einsetzung eines Aufnahmebeauftragten oder Aufnahmeausschusses; 

i) Beschlüsse zu Doppelmitgliedschaften in anderen Parteien oder politischen Vereinigungen sowie 
Ausnahmen bei Unvereinbarkeit (§12 Abs. 7); 

j) Stellungnahme zu Verstößen gegen die politischen Grundsätze von BÜNDNIS21; 

k) Kooperationsgespräche mit Vereinen und Vereinigungen vor der Anerkennung der Bündnisnähe; 

l) Koordination der Arbeit der politischen Arbeitsgemeinschaften.  

§9 Bundesvorstand: Kampa-Team 

(1) Der Bundesvorstand wählt mindestens 3 und maximal 10 Beisitzer in das Kampa-Team. Die Amtszeit 
entspricht ihrer Amtszeit im Bundesvorstand.  

(2) Sie wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden, der die Bezeichnung „Wahlkampfleiter“ trägt und 
verpflichtet ist zu den Kampa-Sitzungen einzuladen.  

(3) Das Kampa-Team tritt mindestens viermal jährlich zusammen. 

(4) Zu den Aufgaben des Kampa-Teams gehören: 

a) Vorbereitung, Organisation und Durchführung aller Wahlkämpfe von BÜNDNIS21, insbesondere 
bei Wahlen zum Deutschen Bundestag und zum Europaparlament. Unterstützung der Landes-
bündnisse bei Landtags- und Kommunalwahlen; 

b) formale Vorbereitung und praktische Umsetzung aller politischen Kampagnen des Bundesbünd-
nisses; 

c) inhaltliche und organisatorische Vorbereitung sowie Einladung zu allen Kampa-Treffen; 

d) Eröffnung und danach Übergabe der Leitung an Kampaparteitagen an das Versammlungsteam, 
sowie Leitung des selbigen Bundesparteitags im Falle der Abwesenheit des Versammlungsteams;  

e) Gesamtkoordination der Arbeit des Schwarmportals; 
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f) Darstellung von BÜNDNIS21 in den sozialen Medien; 

g) Entscheidung über Werbemittel; 

h) Datenschutz; 

i) Koordination der Arbeit der Kreativ-Arbeitsgemeinschaften. 

§10 Bundesvorstand: Beschlüsse 

(1) Der Bundesvorstand, der Verwaltungsrat, der Politische Rat, das Kampa-Team und der Geschäftsfüh-
rende Vorstand sind jeweils beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte ihrer amtierenden Mitglie-
der, darunter der Vorsitzende oder mindestens einer seiner Stellvertreter, an der Sitzung teilnimmt. 

(2) Verwaltungsrat, Politischer Rat und Kampa-Team entscheiden bei allen Fragen außer bei Wahlen im 
Konsensverfahren. Alle Wahlen bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der amtierenden Mitglieder.  

(3) Abstimmungen können schriftlich, telefonisch oder elektronisch im Umlaufverfahren durchgeführt 
werden. Alle Abstimmungen und ihre Ergebnisse sind zu dokumentieren. 

(4) Besteht die Möglichkeit, dass die Beratung und Entscheidung einer Angelegenheit einem Mitglied 
eines Organs oder Gremiums einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann oder dass das 
Mitglied aus anderen Gründen befangen sein könnte, darf das Mitglied an der weiteren Beratung 
nicht teilnehmen und nicht abstimmen. Das Mitglied hat hierauf unaufgefordert hinzuweisen. 

§11 Bundesvorstand: Geschäftsführender Vorstand 

(1) Der Geschäftsführende Vorstand besteht aus dem Bundesgeschäftsführer und dem Bundesschatz-
meister, die vor ihrer Wahl Beisitzer im Bundesvorstand waren und gemeinschaftlich gemäß §26 Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Partei vertreten.  

(2) Mit der Wahl in den Geschäftsführenden Vorstand ruht Mitgliedschaft und Stimmrecht im Bundes-
vorstand. Sie leben wieder auf, wenn die Personen aus dem Geschäftsführenden Vorstand ausschei-
den. Der Bundesvorstand kann die Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstands mit Zweidrittel-
mehrheit jederzeit abberufen. 

(3) Ein Mitglied des Geschäftsführenden Vorstands nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des 
Bundesvorstands, des Verwaltungsrats, des Politischen Rats und des Kampa-Teams teil, sofern im 
beschlossenen gemeinschaftlichen Geschäftsverteilungsplan des Verwaltungsrats und des Ge-
schäftsführenden Vorstands (gemäß §7 Abs. 5a)) nichts anderes beschlossen wurde.  

(4) Zu den Aufgaben des Geschäftsführenden Vorstands gehören: 

a) Aufnahme von Verbündeten und Unterstützern; 

b) Vertretung von BÜNDNIS21 gerichtlich und außergerichtlich; 

c) Verbündetenaufnahme und Pflege der zentralen Verbündetendatei; 

d) Buchhaltungswesen und alle finanziellen Abschlüsse, insbesondere Jahresabschlüsse des Bundes; 

e) der vom Parteiengesetz vorgeschriebene Rechenschaftsbericht der gesamten Partei sowie dessen 
Weiterleitung an den Präsidenten des Bundestages; 

f) die Behandlung unaufschiebbarer politischer und organisatorischer Aufgaben; 

g) die Erledigung der laufenden Geschäfte von BÜNDNIS21 in Übereinstimmung mit den Beschlüs-
sen des Bundesvorstands, einschließlich derer des Verwaltungsrats, des Politischen Rats und des 
Kampa-Teams; 

h) alle notwendigen Geschäftshandlungen zur ordnungsgemäßen und fristgerechten Abhaltung aller 
vom Bundesvorstand und seinen Gremien beschlossenen Bundesparteitage, sowie derer, die zur 
Wiederherstellung der Handlungsfähigkeit einzelner Gliederungen notwendigen Bundespartei-
tage.  
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i) technische Gewährleistung der Informationstechnologie; 

j) Genehmigung der Gründung der Landesbündnisse; 

k) Schriftführung bei allen Vorstands- und Gremiensitzungen, Dokumentenarchivierung und Be-
kanntmachung aller Beschlüsse aller Vorstände;  

l) Erarbeitung des Beschlussvorschlags über den Haushalt der Geschäftsstelle und der damit zusam-
menhängenden Fragen des Vertrags- und Forderungsmanagements sowie die Regelung aller mit 
der Finanzierung und wirtschaftlichen Betätigung von BÜNDNIS21 zusammenhängenden Angele-
genheiten; 

m) die Festlegung der Arbeitsentgelte und der allgemeinen Arbeitsbedingungen für die hauptberuf-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter; 

n) die Ausübung des Einspruchsrechts bei Verstößen gegen die Wahlgesetze; 

o) die Durchführung des Bundesparteitags zur Aufstellung der Bundesliste der Partei für die Wahlen 
zum Europäischen Parlament und deren Einreichung (Unterzeichnung). 

(5) Um Schaden von BÜNDNIS21 abzuwenden, ist der Geschäftsführende Vorstand in eilbedürftigen Fäl-
len berechtigt weitere Entscheidungen zu treffen und Aufgaben zu erledigen. Er ist verpflichtet den 
Verwaltungsrat umgehend und umfassend über solche Maßnahmen und Beschlüsse zu informieren. 

(6) Der Bundesschatzmeister ist für die Finanz- und Vermögensverwaltung, die Haushaltsbewirtschaf-
tung, die Spendenakquise sowie die öffentliche Rechenschaftslegung gemäß §23 PartG zuständig. 
Der Bundesschatzmeister berichtet den Bundesvorständen regelmäßig und umfassend über alle fi-
nanziellen Angelegenheiten von BÜNDNIS21.  

(7) Der Bundesschatzmeister hat gegenüber allen den Haushalt des Bundes betreffenden ausgabenwirk-
samen Beschlüssen der Organe und Gremien ein Veto-Recht. Das Veto des Bundesschatzmeisters 
kann mündlich, telefonisch, schriftlich oder per E- Mail ausgesprochen werden. Es ist sofort wirksam 
und kann nicht vor dem Schiedsgericht angefochten werden. 

 

MITGLIEDSCHAFT 

§12 Mitgliedschaft: Aufnahmekriterien  

(1) Jede natürliche Person kann Mitglied oder Förderer von BÜNDNIS21 werden, wenn sie das 16. Le-
bensjahr vollendet hat und sich verpflichtet, Satzung und Programm von BÜNDNIS21 anzuerkennen. 

(2) Mitglieder nennen sich Verbündete, Förderer nennen sich Unterstützer. 

(3) Verbündete bekennen sich durch ihre Mitgliedschaft und Unterstützer durch ihre Spende explizit zu 
den folgenden politischen Grundsätzen: 

a) Die freiheitlich-demokratischen Grundordnung, sowie die in Artikel 1 bis Artikel 19 des Grundge-
setzes verbrieften Grundrechte sind gut so wie sie sind; 

b) Der Staat ist ein Rechtsstaat, wenn er „gleiches Recht für alle“ durchsetzt; 

c) Die individuelle Freiheit des Einzelnen ist untrennbar mit dem Schutz des privaten Eigentums und 
der Marktwirtschaft verbunden, die Grundbedingungen für Wohlstand; 

d) Es bedarf einer Amtszeitbegrenzung auf allen politischen Ebenen auf grundsätzlich zwei reguläre 
Wahlperioden und einer Politikerhaftung für Steuerverschwendung und der Nichtverfolgung von 
Straftaten;  

e) Die Westbindung und Mitgliedschaft in der NATO und der EU sichert Deutschlands Bestreben, mit 
allen Staaten der Welt in Frieden und Freundschaft zu leben; 
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f) Alle anti-individualistischen, totalitären, rassistischen, völkischen, kommunistischen, nationalisti-
schen, faschistischen und radikal-gewaltbereiten Ideologien sowie die Parteien, Organisationen 
und Medien, die solche Positionen vertreten oder ihnen Raum geben, widersprechen den in Buch-
staben a) bis e) bezeichneten Grundsätzen und sind deshalb in jeglicher Form abzulehnen.  

(4) BÜNDNIS21 und sein Bundesvorstand besteht gemäß §3 Abs. 3 Nr. 1 PartG zur Mehrheit aus deut-
schen Staatsbürgern. Dasselbe gilt für alle Untergliederungen von BÜNDNIS21. 

(5) Personen, die infolge Richterspruchs die Amtsfähigkeit, die Wählbarkeit oder das Wahlrecht nicht 
besitzen, können keine Verbündete sein oder werden. 

(6) Die gleichzeitige Mitgliedschaft bei BÜNDNIS21 und in einer anderen Partei oder einer sonstigen, an 
Wahlen zu Volksvertretungen teilnehmenden politischen Vereinigung, ist ausgeschlossen, soweit ein 
Konkurrenzverhältnis gegeben ist. Ausnahmen beschließt in Einzelfällen der Politische Rat des Bun-
des oder – wenn es sich um eine Gruppierung handelt, die nur in einem Bundesland tätig ist – der 
zuständige Politische Rat des Landesbündnisses jeweils mit Zweidrittelmehrheit. Diese Regelung gilt 
nicht für Unterstützer. 

(7) Personen, die Mitglied einer möglicherweise extremistischen Partei oder sonstigen politischen Grup-
pierung sind oder waren oder bei deren Aktivitäten mitgewirkt haben, können keine Verbündeten 
sein, es sei denn, der Politische Rat des Bundes beschließt allzustimmig eine Ausnahme. Als möglich-
erweise extremistisch gelten Parteien und sonstige politischen Gruppierungen insbesondere dann, 
wenn sich in den Berichten von Verfassungsschutzbehörden Anhaltspunkte dafür finden. 

(8) Der Politische Rat beschließt verbindliche Regeln für die Aufnahme und Nichtaufnahme von Verbün-
deten und Unterstützern. Der Politische Rat legt in einer Unvereinbarkeitsliste fest, Mitglieder oder 
ehemalige Mitglieder welcher bestimmten Parteien oder sonstiger politischer Gruppierungen in 
BÜNDNIS21 nicht aufgenommen werden. Der Geschäftsführende Vorstand führt bei Bedarf ferner 
eine Liste von Einzelpersonen, die nicht in die Partei aufgenommen werden dürfen.  

(9) Im Mitgliedsantrag muss vollständige Auskunft erteilt werden: 

a) über gegenwärtige oder frühere ausgeübte Ämter und Funktionen in Parteien, sowie Kandidatu-
ren für solche, 

b) über Teilnahme an Wahlen als Kandidat für eine Partei, politische Vereinigung oder Wahlliste, 

c) über gegenwärtige oder frühere Mitgliedschaften in extremistischen Parteien oder sonstigen po-
litischen Gruppierungen oder Mitwirkung an deren Aktivitäten im Sinne von §12 Abs. 3 f); 

d) über alle für die Aufnahme entscheidenden Fragen und wesentlichen Umstände – insbesondere, 
soweit sie im Zusammenhang mit den politischen Grundsätzen gem. §12 Abs. 3 f) stehen.  

(10) Der zuständige Politische Rat eines Landesbündnisses oder der von diesem in Kenntnis zu setzende 
Politische Rat können die Entscheidung über die Aufnahme eines Verbündeten durch einen Beschluss 
mit einer Zweidrittelmehrheit widerrufen, falls 

a) die Auskunft des Verbündeten gem. §12 Abs. 9 falsch oder unvollständig ist, 

b) der Verbündete in seinem Aufnahmeantrag falsche Angaben zu Mitgliedschaften in extremisti-
schen Organisationen oder Parteien sowie zu Ämtern in anderen Parteien gemacht hat oder we-
sentliche Umstände verschwiegen hat, die §12 Abs. 3 f) in relevanter Weise widersprechen. 

(11) Gegen den Widerruf der Aufnahmeentscheidung durch einen der beiden Politischen Räte kann das 
Mitglied innerhalb eines Monats seit Zustellung des Widerrufs Einspruch beim Schiedsgericht einle-
gen. Dieser muss nach Anhörung des betreffenden Politischen Rats innerhalb von 14 Tagen endgültig 
entscheiden. Bei Bestätigung des Widerrufsbeschlusses durch das Schiedsgericht tritt der Beschluss 
am Tag der Zustellung beim Verbündeten in Kraft, im Falle der Aufhebung des Beschlusses am Tag 
der Entscheidung des Schiedsgerichts.  

(12) Verschweigt ein Bewerber bei seiner Aufnahme in BÜNDNIS21 eine laufende oder ehemalige Mit-
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gliedschaft in einer §12 in Abs. 3 f) bezeichneten Organisation, gilt ein gleichwohl getroffener Auf-
nahmebeschluss als auflösend bedingt, mit der Maßgabe, dass der Wegfall der Mitgliedschaft erst ab 
Eintritt der Bedingung stattfindet. Auflösende Bedingung ist die Feststellung des Verschweigens 
durch Beschluss mit einer Zweidrittelmehrheit des zuständigen Politischen Rats.  

(13) Gegen den Beschluss kann der Verbündete Einspruch beim Schiedsgericht einlegen, über den das 
Schiedsgericht mit einer Zweidrittelmehrheit innerhalb von 14 Tagen endgültig entscheidet. Der Be-
schluss wird mit seinem Zugang beim Verbündeten bzw. im Falle des Einspruchs mit der Entscheidung 
des Schiedsgerichts wirksam. 

(14) Unabhängig von §12 Abs. 7 stellt das Verschweigen gegenwärtiger oder früherer Mitgliedschaften in 
extremistischen Parteien oder sonstigen politischer Gruppierungen oder von Mitwirkungen an deren 
Aktivitäten im Sinne §12 des Abs. 9 einen vorsätzlichen Verstoß gegen die Satzung sowie einen er-
heblichen Verstoß gegen die Grundsätze und die Ordnung von BÜNDNIS21 und einen schweren Scha-
den für das Ansehen von BÜNDNIS21 dar. 

§13 Mitgliedschaft: Aufnahmeprozess  

(1) Mit dem Antrag auf Aufnahme als Verbündeter oder Unterstützer erkennt der Bewerber die Sat-
zung an. Der Antrag gilt als eingegangen, wenn er auf der Website diepinken.de ausgefüllt und das 
vollständig ausgefüllte und unterschriebene Original per Post in der Bundesgeschäftsstelle einge-
gangen ist. Mit Eingang des Aufnahmeantrags sind die Bewerberdaten unverzüglich in die zentrale 
Verbündetendatei einzupflegen. 

(2) Über einen Antrag auf Aufnahme als Verbündeter oder Unterstützer entscheidet der Geschäftsfüh-
rende Vorstand spätestens auf seiner übernächsten Sitzung nach Eingang des Antrages. Die Ent-
scheidung erfolgt nach Anhörung eines vom zuständigen Politischen Rat einzusetzenden Aufnah-
mebeauftragten oder Aufnahmeausschusses mit Zweidrittelmehrheit. 

(3) Sobald Landesbündnisse gegründet sind, teilt der Geschäftsführende Vorstand dem zuständigen 
Geschäftsführenden Vorstand des Landesbündnisses, und wenn es eine lokale Pinkwesten-Gruppe 
gibt, dieser auch den Beschluss über den Aufnahmeantrag innerhalb von 24 Stunden mit.  

(4) Der zuständige Geschäftsführende Vorstand des Landesbündnisses kann mit einer Zweidrittel-
mehrheit innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Mitteilung des Geschäftsführenden Vorstandes 
einer beschlossenen oder abgelehnten Aufnahme widersprechen. Dann entscheidet der Verwal-
tungsrat nach Anhörung des betroffenen Geschäftsführenden Vorstands auf seiner nächsten Sit-
zung über die Aufnahme. Der Beschluss ist unanfechtbar.  

(5) Die Aufnahme erfolgt als Verbündete oder Unterstützer. 

a) Verbündete sind Mitglieder mit allen Rechten und Pflichten. 

b) Unterstützer sind Förderer von BÜNDNIS21, die (noch) nicht Verbündete werden wollen. Für sie 
gelten: 

i. Sie sind bis zum Erwerb der Mitgliedschaft keine Verbündete im Sinne dieser Satzung und 
des Parteiengesetzes, erhalten aber die gleichen Informationen wie Verbündete. 

ii. Sie können an Befragungen gemäß §27 Abs. 1, allen Bundesparteitage und sonstigen Ver-
anstaltungen von BÜNDNIS21 genauso wie alle Verbündeten teilnehmen, allerdings ohne 
aktives und passives Wahlrecht sowie ohne Stimmrecht, jedoch mit Rede-, Antrags- und 
Personalvorschlagsrecht. 

(6) Die Eigenschaft als Verbündeter beginnt mit Ablauf des Tages, an dem das Aufnahmeverfahren 
gemäß §13 Abs. 2 bis 4 abgeschlossen ist. Der Geschäftsführende Vorstand teilt dem Bewerber mit, 
ob und wann er als Verbündeter oder Unterstützer aufgenommen wurde. Die Ablehnung des Auf-
nahmeantrags muss gegenüber dem Bewerber nicht begründet werden. 

(7) Eine Statusänderung vom Unterstützer zum Verbündeten ist gemäß §13 Abs. 2, 3, 4 und 6 zu be-
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handeln. Eine Statusänderung vom Verbündeten zum Unterstützer wird auf Wunsch des Verbün-
deten vom Geschäftsführenden Vorstand in die zentrale Verbündetendatei eingetragen und zeit-
gleich dem Geschäftsführenden Vorstand der betroffenen Gliederungen mitgeteilt.  

(8) Verbündete und Unterstützer sind grundsätzlich der Gliederung zugehörig, in dem sich ihr melde-
rechtlicher Hauptwohnsitz befindet. 

a) Bei einem Wechsel des Hauptwohnsitzes hat der Verbündete den Wohnsitzwechsel unverzüglich 
dem Geschäftsführenden Vorstand des Landesbündnisses anzuzeigen, der innerhalb von 14 Ta-
gen die bisherige und die neue Gliederung benachrichtigt. 

b) In Ausnahmefällen kann ein Verbündeter bei Vorliegen eines sachlichen Grundes beantragen, aus 
seiner/n Gliederung/en auszuscheiden und stattdessen Verbündeter in (einer) anderen zu wer-
den. Der Wechsel bedarf der Zustimmung der Geschäftsführenden Vorstände aller betroffenen 
aufnehmenden Gliederungen, die der Verbündete dem Geschäftsführenden Vorstand des Lan-
desbündnisses zusammen mit Antrag und Begründung des Wechsels zukommen lassen muss.  

c) Auf Antrag eines Verbündeten kann der Geschäftsführende Vorstand nach Anhörung des zustän-
digen Geschäftsführenden Vorstands des Landesbündnisses in Ausnahmefällen beschließen, dass 
der Verbündete aus seinem Bezirksbündnis ausscheidet und nur Verbündeter des Landesbünd-
nisses bleibt oder aus seinem Landesbündnis ausscheidet und nur Verbündeter des Bundes bleibt. 
Damit erlischt auch die Zugehörigkeit im Bezirksbündnis. Diese Verbündeten haben jederzeit das 
Recht, in entsprechender Anwendung der Regelung gemäß vorstehendem Buchstaben b) erneut 
Verbündeter in (einer) Gliederung/en zu beantragen. 

(9) Pinkwesten und Mitglieder der Arbeitsgemeinschaften ohne Mitgliedsstatus gemäß §12 sind asso-
ziierte Unterstützer, die an Versammlungen und Veranstaltungen ihres Bündnisses ohne aktives 
und passives Wahlrecht und ohne Antrags-und Stimmrecht, jedoch mit Rederecht teilnehmen kön-
nen. 

§14 Mitgliedschaft: Beendigung des Status  

(1) Der Status als Verbündeter oder Unterstützer endet durch Tod, Austritt, Ausschluss, Verlust oder 
Aberkennung der Wählbarkeit oder des Wahlrechts nach dem Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

(2) Jeder Verbündete und jeder Unterstützer sind jederzeit zum sofortigen Austritt aus BÜNDNIS21 
berechtigt. Der Austritt muss schriftlich oder in elektronischer Form erfolgen und an den Geschäfts-
führenden Vorstand gerichtet werden.  

(3) Der Austritt wird vom Geschäftsführenden Vorstand in schriftlicher oder elektronischer Form be-
stätigt. Bis zum Eingang der Bestätigung kann die Austrittserklärung zurückgenommen werden, 
spätestens jedoch sieben Tage nach dem Zugang der Austrittserklärung.  

(4) Mit Zugang der Austrittserklärung erlischt jedes bis zu diesem Zeitpunkt inne gehaltene Amt inner-
halb von BÜNDNIS21, Delegiertenamt, Vertrauensamt, sowie jeder Listenplatz, der noch nicht mit 
der nötigen Anzahl Unterstützerunterschriften beim Wahlleiter eingereicht wurde. Dies gilt mit so-
fortiger Wirkung auch für den Fall, dass der Austritt mit Wirkung zu einem späteren Termin erklärt 
wird. Die Rücknahme der Austrittserklärung bewirkt kein Wiederaufleben eines der im erstens Satz 
dieses Absatzes genannten Ämter.  

(5) Ein Anspruch auf anteilige Rückerstattung von Beiträgen besteht nicht. 

(6) Als Erklärung des Austritts aus BÜNDNIS21 ist zu behandeln, wenn ein Verbündeter oder Unter-
stützer mit seinen persönlichen Mitgliedsbeiträgen mindestens 6 Monate im Zahlungsrückstand ist, 
innerhalb dieser Zeit schriftlich oder elektronisch gemahnt wurde und anschließend auf eine zweite 
schriftliche oder elektronische Mahnung trotz Setzung einer Zahlungsfrist von einem Monat und 
trotz schriftlichen oder elektronischen Hinweises auf die Folgen der Zahlungsverweigerung die 
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rückständigen Mitgliedsbeiträge nicht bezahlt. Der Geschäftsführende Vorstand stellt die Beendi-
gung des Status als Verbündeter oder Unterstützer fest und hat dies dem ausgeschiedenen Ver-
bündeten oder Unterstützer in schriftlicher oder elektronischer Form mitzuteilen. 

§15  Verbündete: Rechte und Pflichten  

(1) Alle Verbündeten haben das Recht, auf der Grundlage der Regelungen dieser Satzung an der poli-
tischen Willensbildung innerhalb des Bündnisses teilzunehmen. 

(2) Alle Verbündeten haben die Pflicht, die Zwecke des Bündnisses zu fördern, sich an der politischen 
und organisatorischen Arbeit von BÜNDNIS21 zu beteiligen, die politischen Grundsätze und die in 
den Programmen festgelegten Ziele von BÜNDNIS21 zu vertreten, die satzungsgemäß gefassten 
Beschlüsse der Bündnisorgane und -gremien anzuerkennen und regelmäßig ihren Beitrag zu zah-
len.  

(3) Die Stimmrechte eines Verbündeten ruhen, wenn die Beitragszahlung länger als zwei Monate in 
Verzug ist und mindestens einmal gemahnt wurde. Dies gilt nicht bei der Wahl der Kandidaten für 
Wahlen zu Volksvertretungen. 

(4) Der Erfolg des Bündnisses beruht wesentlich auf innerparteilichem Frieden und Zusammenhalt. 
Das verpflichtet alle Verbündeten, die Würde, die Ehre und die Rechte anderer Verbündeter und 
Unterstützer zu achten und sich in jeder Hinsicht rücksichtsvoll und respektvoll zu verhalten. Ver-
stöße gegen diese Pflicht sind parteischädigend und können mit Ordnungsmaßnahmen geahndet 
werden. Wiederholte Verstöße oder Verstöße, die dazu führen, dass ein Verbündeter vor einem 
großen Kreis anderer Verbündeter oder in der Öffentlichkeit oder in den sozialen Medien in ehr-
verletzender Weise bloßgestellt oder herabgewürdigt wird, können als Verstöße gegen die 
Grundsätze oder Ordnung des Bündnisses zu einem Ausschluss führen. Von einem großen Kreis 
anderer Verbündeter ist auszugehen, wenn mehr als zehn ursprünglich unbeteiligte Verbündete 
von dem Verstoß erfahren. 

(5) Alle Verbündeten und Unterstützer müssen sicherstellen, dass sie unter einer E-Mail-Adresse er-
reichbar sind, um zu Bundesparteitagen und sonstigen Veranstaltungen des Bündnisses geladen 
werden zu können und an online durchgeführten Entscheidungen bzw. Befragungen teilnehmen 
zu können. Elektronische Mitteilungen eines Organs gelten im Augenblick des ordnungsgemäßen 
Versands an die hinterlegte E-Mail-Adresse als zugestellt. Insbesondere obliegt es den Verbünde-
ten sicherzustellen, dass elektronische Mitteilungen nicht im Spam-Ordner unentdeckt bleiben. 

(6) Der Geschäftsführende Vorstand kann entscheiden, dass allen Verbündeten und allen Unterstüt-
zern eine E-Mail-Adresse auf einem Server des Bündnisses eingerichtet wird. In diesem Fall wer-
den Einladungen zu Bundesparteitagen und sonstigen Bündnisveranstaltungen oder zu online 
durchgeführten Entscheidungen bzw. Befragungen stets an diese Bündnis-E-Mail-Adresse gesen-
det und gelten mit ordnungsgemäßem Versand als zugestellt. Jedem Verbündeten obliegt es, den 
Posteingang auf diesem Konto regelmäßig und zeitnah zu überprüfen oder eine Weiterleitung an 
eine andere E-Mail-Adresse einzurichten. Auf Wunsch des Verbündeten versendet das Bündnis 
zusätzlich an weitere vom Mitglied hinterlegte E-Mail-Adressen; maßgeblich ist aber im Fall von 
§15 Abs. 6 Satz 1 stets der Versand an die vom Bündnis bereitgestellte E- Mail-Adresse. Für Amts-
träger gibt es kein Anrecht auf Weiterleitung auf private E-Mail-Adressen. 

 

ORDNUNGSMASSNAHMEN 

§16 Ordnungsmaßnahmen: Prinzip der Achtsamkeit 

(1) Jeder Verbündete kann im Falle eines Verstoßes gegen gesetzliche Bestimmungen oder gegen die 
Bündnisregeln durch ein Organ, ein Gremium oder eine Gliederung von BÜNDNIS21 Einspruch beim 
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Schiedsgericht erheben. Ausgeschlossen sind davon Beschlüsse und Handlungen auf Bundespartei-
tage. Für diese gilt das Antragsrecht gemäß der Schiedsgerichtsordnung.  

(2) Das zuständige Schiedsgericht kann den Geschäftsführenden Vorstand zur Behebung des Rechts-
verstoßes mit einer unverzüglichen Einberufung eines Bundesparteitags der entsprechenden Glie-
derung beauftragen.  

(3) Jeder Verbündete kann im Falle eines Verstoßes eines Organs, das in wesentlichen Fragen gegen 
die politische Zielsetzung und beschlossen Programme von BÜNDNIS21 handelt, Einspruch beim 
Politischen Rat der nächsthöheren Gliederung und im Falle der Bundesvorstände beim Bündnisrat 
erheben. Weiteres regelt die Schiedsgerichtsordnung. 

(4) Jeder Verbündete kann im Falle eines Verstoßes eines Organs gegen finanzielle Grundsätze und 
beschlossene Haushaltsbudgets, Einspruch beim Verwaltungsrat der nächsthöheren Gliederung 
und im Falle der Bundesvorstände bei der Schatzmeisterkonferenz erheben. Weiteres regelt die 
Schiedsgerichtsordnung. 

(5) Ein Einspruch gemäß §16 Abs. 1-3 ist kein vertraulicher Vorgang. 

(6) Das zuständige Schiedsgericht kann aufgrund eines Schiedsgerichtsverfahrens Ordnungsmaßnah-
men gegen Organe, Gremien und Gliederungen verhängen, und zwar: 

a) bei kollektiven Zuwiderhandlungen von Vertretern eines Organs oder eines Gremiums, 

b) bei kollektiven Zuwiderhandlungen der Bundesparteitag einer Gliederung. 

(7) Ordnungsmaßnahmen sind: 

a) bei Verstößen gegen finanzielle Pflichten und Grundsätze, der Entzug der Finanzautonomie bis zu 
2 Jahren; 

b) bei Verstößen gegen gesetzliche Pflichten und Grundsätze, der Entzug der Satzungsautonomie bis 
zu 2 Jahren; 

c) bei Verstößen gegen die Wahlordnung, der Entzug der Personalautonomie bis zu 2 Jahren; 

d) Auflösung der Gliederung; 

e) Amtsenthebung des Organs. 

(8) Die Maßnahmen treten mit Beschluss in Kraft und verlangen zwingend eine umgehende Einberu-
fung eines außerordentlichen Bündnisparteitages der betroffenen Gliederung zur Bestätigung oder 
Ablehnung der Maßnahme durch den Bundesparteitag.  

(9) Bei Bestätigung einer Ordnungsmaßnahme nach §16 Abs. 6 e) wird auf dem gleichen Bündnispar-
teitag das Organ neu gewählt. Bei Ablehnung ist das alte Organ nach Beendigung des Bündnispar-
teitages wieder im Amt.  

(10) Als schwerwiegender Verstoß gegen die Ordnung und die Grundsätze von BÜNDNIS21 ist es insbe-
sondere zu werten, wenn ein Organ oder eine Gliederung von BÜNDNIS21 kollektiv: 

a) so erheblich gegen die politischen Grundsätze gemäß §12 Abs. 3 der Satzung verstößt, dass 
dadurch das Ansehen und die Glaubwürdigkeit von BÜNDNIS21 in der Öffentlichkeit beeinträch-
tigt werden kann; 

b) Beschlüsse übergeordneter Bündnisse nicht durchführt, obwohl deshalb Ordnungsmaßnahmen 
textlich angedroht wurden; 

c) vertrauliche Vorgänge innerhalb von BÜNDNIS21 veröffentlicht oder an politische Gegner oder 
die Medien verrät; 

d) Vermögen von BÜNDNIS21 veruntreut; 

e) gegen die Satzung oder Grundsätze von BÜNDNIS21 innerhalb einer Amtsperiode verstößt, inner-
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halb derer bereits zwei Verstöße gegen Funktionsträger des Organs wegen Missachtung der Sat-
zung oder Grundsätze vom zuständigen Schiedsgericht bestätigt wurden; 

§17 Ordnungsmaßnahmen: gegen Funktionsträger 

(1) Wenn ein Verbündeter in einer Entscheidungsposition (Amts- und Funktionsträger) seinen Sat-
zungspflichten nicht nachkommt, hat jeder Verbündete das Recht, dieses beim Bundesschiedsge-
richt anzuzeigen. Anzeigen sind vertrauliche Vorgänge. Bestätigt das Schiedsgericht den Verstoß 
führt das 

a) beim ersten Mal zu einer Ordnungsmaßnahme in Form von mindestens 4 Stunden tagsüber mit 
Pinkweste und Plakat „Politiker müssen haften“ in einer belebten Fußgängerzone hoch und runter 
laufen und per Bild dokumentieren; 

b) beim zweiten Mal zu einem automatischen Verlust der innerparteilichen Entscheidungsposition, 
deren Pflichten der Funktionsträger nicht nachgekommen ist.  

c) bei wiederholt bestätigtem Verstoß innerhalb von 2 Jahren zum Verlust der innerparteilichen Ent-
scheidungsposition und einer Sperre zur Ausfüllung jeglicher Entscheidungspositionen für zwei 
Jahre.  

(2) Wenn ein Funktionsträger von wiederholten Verstößen gegen Satzungspflichten Kenntnis hat und 
diese nicht selbst zur Anzeige bringt, haftet er bei Bestätigung des Verstoßes durch das zuständige 
Schiedsgericht im Sinne der Mitwisserschaft im Amt mit der gleichen Ordnungsmaßnahme wie der 
Täter und die Täterin.  

(3) Die rechtskräftig gewordenen Entscheidungen des zuständigen Schiedsgerichts gegen Funktions-
träger sind auf Antrag für jeden Verbündeten einsehbar und müssen bei Kandidaturen zu Ämtern 
im BÜNDNIS21 vom Beklagten selbstständig bekannt gemacht werden, sonst ist die Wahl ungültig.  

(4) Verstößt das Schiedsgericht mit seinen Entscheidungen gegen die Satzung kann jeder Verbündete 
gegen diese Entscheidung bei den Gründungsmitgliedern Beschwerde einlegen, soweit diese noch 
Mitglied von BÜNDNIS21 sind. Der Geschäftsführende Vorstand ist verpflichtet die Beschwerde an 
alle Gründungsmitglieder innerhalb von 5 Tagen zuzustellen und die Gründungsmitglieder inner-
halb von 45 Tagen mit einer Zweidrittelmehrheit eine endgültige, nichtanfechtbare Entscheidung 
in dem Verfahren zu fällen und diese unter Angabe einer Begründung dem Beschwerdeführer und 
dem Schiedsgericht mitzuteilen. Die Schiedsgerichte haben Akte den Gründungsmitgliedern zur 
Verfügung zu stellen. 

§18 Ordnungsmaßnahmen: gegen Verbündete 

(1) Verstöße von Verbündeten gegen die politischen Grundsätze von BÜNDNIS21 können beim Politi-
schen Rat des Bundes angezeigt werden, der diese innerhalb von vier Wochen mit einer Stellung-
nahme an das zuständige Schiedsgericht übermitteln muss.  

(2) Verstöße von Verbündeten gegen sonstige Grundsätze, die Satzung oder Ordnungen von BÜND-
NIS21 können gegenüber dem Verwaltungsrat des Bundes zur Anzeige gebracht werden, der diese 
innerhalb von vier Wochen mit einer Stellungnahme an das zuständige Schiedsgericht übermitteln 
muss.  

(3) Folgende Ordnungsmaßnahmen können vom zuständigen Schiedsgericht verhängt werden: 

a) Verwarnung; 

b) mindestens 4 Stunden tagsüber mit Pinkweste und Plakat „Politiker müssen haften“ in einer be-
lebten Fußgängerzone hoch und runter laufen und per Bild dokumentieren; 

c) Aberkennung des Rederechts auf öffentlichen Bündnis-Veranstaltungen bis zu einem Jahr; 

d) Sperrung im Intranet- oder den Sozialen Medien-Kanälen und -Gruppen bis zu einem Jahr; 

e) Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung von Entscheidungspositionen bis zu zwei Jahren. 
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(4) Verstößt ein Verbündeter vorsätzlich gegen die Satzung oder erheblich gegen die Grundsätze oder 
Ordnung von BÜNDNIS21 und fügt dadurch BÜNDNIS21 einen schweren Schaden zu, kann der Po-
litische Rat beim zuständigen Schiedsgericht den Ausschluss aus BÜNDNIS21 beantragen. Schwer 
parteischädigend verhält sich ein Verbündeter insbesondere dann, wenn er oder sie  

a) im Mitgliedsantrag entgegen §12 Abs. 9 keine vollständige Auskunft über die dort genannten ge-
genwärtigen oder früheren Mitgliedschaften und für die Aufnahme entscheidenden Fragen und 
wesentlichen Umstände erteilt; 

b) so erheblich gegen die politischen Grundsätze gemäß §12 Abs. 3 von BÜNDNIS21 verstößt, dass 
dadurch oder durch nachwirkende öffentliche Meinungsäußerungen in der Vergangenheit das 
Ansehen und die Glaubwürdigkeit von BÜNDNIS21 in der Öffentlichkeit beeinträchtigt werden 
kann; 

c) entgegen §12 Abs. 6 Satz 1 ohne Ausnahmebeschluss gemäß §12 Abs. 6 Satz 2 gleichzeitig Mitglied 
in einer anderen Partei oder politischen Vereinigung ist; 

d) als Verbündeter bei einer Wahl zu einer Volksvertretung gegen einen auf der Grundlage der Wahl-
ordnung für die Wahl zu einer Volksvertretung gewählten Kandidaten von BÜNDNIS21 als Bewer-
ber antritt; 

e) vertrauliche Vorgänge aus BÜNDNIS21 veröffentlicht oder an politische Gegner oder die Medien 
verrät; 

f) Vermögen von BÜNDNIS21 veruntreut. 

§19  Ordnungsmaßnahmen: Grundsätzliches 

(1) Die Ordnungsmaßnahme muss zu dem Verstoß und dem Schaden im angemessenen Verhältnis 
stehen. Ordnungsmaßnahmen dürfen nicht zum Zweck einer Einschränkung der Meinungsbildung 
und Demokratie innerhalb von BÜNDNIS21 ergriffen werden. 

(2) Gegen Ordnungsmaßnahmen hat jeder betroffene Verbündete das Recht, Einspruch beim Bundes-
schiedsgericht oder der Beschwerdekammer zu erheben. 

(3) Ordnungsmaßnahmen sind grundsätzlich mit Zugang wirksam. Der Einspruch hat keine aufschie-
bende Wirkung. Das zuständige Schiedsgericht kann auf Antrag die aufschiebende Wirkung anord-
nen.  

(4) Einem Schiedsgerichtsverfahren, das Ordnungsmaßnahmen und Ausschlüsse aus BÜNDNIS21 be-
trifft, kann der Verwaltungsrat mit eigenem Antrags- und Vortragsrecht beitreten, sofern es nicht 
ihn selbst betrifft. 

(5) Alle Organbeschlüsse über Ordnungsmaßnahmen, die nicht anderweitig in der Satzung geregelt 
sind, müssen mit einer Dreiviertelmehrheit der Anwesenden getroffen und dem/den Betroffenen 
schriftlich mit einer Begründung zugestellt werden.  

(6) Ein Antragsrecht oder Anspruch auf Erlass einer Ordnungsmaßnahme besteht nicht.  

(7) Die Entscheidung, ein zur Anzeige gebrachtes Verhalten nicht zu sanktionieren, bedarf einer schrift-
lichen Begründung.  

(8) In schwerwiegenden und dringenden Fällen, die ein sofortiges Eingreifen erfordern, kann der zu-
ständige Politische Rat oder der Politische Rat des Bundes einen Verbündeten mit Zweidrittelmehr-
heit von der Ausübung seiner Amts-und/oder Mitgliedsrechte bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
des zuständigen Schiedsgerichtes ausschließen. Der Beschluss des Politischen Rats gilt gleichzeitig 
als Antrag auf Einleitung eines Ausschlussverfahrens vor dem zuständigen Schiedsgericht. Der Poli-
tische Rat hat in diesem Fall: 

a) die Eilmaßnahme binnen sieben Werktagen schriftlich zu begründen, dem Betroffenen zuzustel-
len und zugleich beim zuständigen Schiedsgericht ihre Bestätigung zu beantragen; 
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b) den Antrag auf Ausschluss des Verbündeten binnen vier Wochen gegenüber dem zuständigen 
Schiedsgericht zu begründen. 

(9) Alles Weitere regelt die Schiedsgerichtsordnung. 

 

BUNDESPARTEITAGE  

§20  Bundesparteitag: Einberufung  

(1) Das oberste Organ von BÜNDNIS21 ist der Bundesparteitag. Sie ist mindestens einmal jährlich an 
mindestens 3 verschiedenen Tagen in einem Kalenderjahr und nach den folgenden drei Themen 
aufgeteilt einzuberufen: 

a) Bündnisparteitage, an denen Wahlen stattfinden, Vorstände entlastet, der Rechenschaftsbericht 
entgegengenommen, Satzungen, bzw. Satzungsänderungen, Ordnungen von BÜNDNIS21, Fusi-
onen oder die Auflösung von BÜNDNIS21 beschlossen werden;  

b) Gesetzesparteitage, an denen diskutiert und beschlossen wird, was BÜNDNIS21 in den Parla-
menten dieses Landes beschließen würde oder wird, sobald sie in einem vertreten ist, politische 
und moralische Positionen und Grundsätze von BÜNDNIS21, sowie die Bündnisnähe von Verei-
nen, Vereinigungen und Arbeitsgemeinschaften; 

c) Kampaparteitage, an denen Wahlantritte, Wahlprogramme und Wahlkampfkampagnen be-
schlossen, sowie alle Fragen zu Design, Logo, Farben, Namen und Nutzung von Informations-
technologien zur innerbündlichen Meinungsbildung beschlossen werden.  

(2) Der gesamte Bundesvorstand beschließt auf seiner ersten Sitzung im Kalenderjahr über Ort und 
Datum aller ordentlichen Bundesparteitage desselbigen Jahres und teilt diesen Beschluss innerhalb 
von 7 Tagen allen Verbündeten, Unterstützern und Pinkwesten mit. Diese Sitzung ist Stichtag für 
die Entscheidung, ob die ordentlichen Bundesparteitage des Jahres als Delegierten-Versammlun-
gen gemäß § 20 Abs. 6 abgehalten werden oder nicht.  

(3) Jeder ordentliche Bundesparteitag wird gemäß §§7, 8, 9 und §20 Abs. 1 a) bis c) vom zuständigen 
Gremium unter Mitteilung des Tagungsortes und einer vorläufigen Tagesordnung mit einer Frist 
von vier Wochen an die Verbündeten per E-Mail einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Ab-
sendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Verbündeten als 
zugegangen, wenn es an die hinterlegte oder von BÜNDNIS21 eingerichtete E-Mail-Adresse des 
Verbündeten gerichtet ist und ordnungsgemäß versandt wurde.  

(4) Der Einladung sind die nach §21 Abs. 8 bis 10 abgestimmte Tagesordnung und die zum Verständnis 
der Tagesordnungspunkte erforderlichen Antragsunterlagen beizufügen. 

(5) Falls sachliche Gegebenheiten dies erforderlich machen, darf das zuständige Gremium einen be-
reits einberufenen Bundesparteitag räumlich verlegen. In diesem Fall sind die Verbündeten bzw. 
Delegierten unverzüglich über die Verlegung zu informieren. Eine Verlegung innerhalb einer Ge-
meinde gilt nicht als räumliche Verlegung. 

Delegierten-Versammlung 

(6) Bis zu einer Anzahl von 1.000 Verbündeten sind alle Verbündeten zu allen Bundesparteitagen ein-
zuladen. Ab 1.001 Verbündete sind die Bundesparteitage als Delegierten-Versammlungen durch-
zuführen. Das Antragsrecht gemäß §21 ändert sich in dem Fall nicht.  

(7) Im Falle der Entscheidung ordentliche Bundesparteitage als Delegierten-Versammlungen durchzu-
führen hat der Bundesvorstand unverzüglich nach Beschlussfassung über Ort und Datum der Bun-
desparteitage außer allen Verbündeten auch die Landesvorstände zu informieren und sie zur Nen-
nung der Delegierten aufzufordern. Sollten noch keine Delegierten-Wahlen stattgefunden haben 
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oder Delegierte nachzuwählen sein, müssen die Landesvorstände Wahlen auf einem außerordentli-
chen Landesparteitag abhalten und die Ergebnisse spätestens 7 Tage vor dem Bundesparteitag 
melden. Jedes Landesbündnis entsendet einen Delegierten pro 21 Verbündete. 

(8) Bei Delegierten-Versammlungen haben alle Antragssteller Teilnahme- und zu ihrem Antrag auch 
Rederecht, selbst wenn sie persönlich keine Delegierten sind.  

Außerordentliche Bundesparteitage 

(9) Ein außerordentlicher Bundesparteitag wird vom zuständigen Gremium unter Mitteilung des Ta-
gungsortes und einer vorläufigen Tagesordnung mit einer Frist von zwei Wochen an die Verbünde-
ten per E-Mail einberufen. Einen kürzeren zeitlichen Abstand bis hin zu einer Frist von drei Tagen 
kann es nur in den letzten 9 Monaten vor einer Wahl geben, wenn der Antritt zu dieser von der 
Partei beschlossen wurde. Die Tagesordnung kann nur Beratungsgegenstände beinhalten, für die 
eine schriftlich in der Einladung begründete Dringlichkeit besteht. Die Frist beginnt mit dem auf die 
Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Verbündeten 
als zugegangen, wenn es an die hinterlegte oder von BÜNDNIS21 eingerichtete E-Mail-Adresse des 
Verbündeten gerichtet ist und ordnungsgemäß versandt wurde. 

(10) Zwischen zwei außerordentlichen Bundesparteitagen mit dem gleichen Thema gemäß §20 Abs. 1 
muss ein Mindestzeitraum von drei Monaten liegen. Einen kürzeren zeitlichen Abstand kann es nur 
in den letzten 6 Monaten vor einer Wahl geben, wenn der Antritt zu dieser von der Partei beschlos-
sen wurde. Wenn gesetzlich notwendige Entscheidungen herbeigeführt werden müssen, kann je-
derzeit ein außerordentlicher Parteitag einberufen werden. 

(11) Der Beschluss zu einem außerordentlichen Bundesparteitag einzuladen muss schriftlich unter An-
gabe der Beratungsgegenstände auf einer Sitzung des zuständigen Gremiums beschlossen werden: 

a) durch einen mit Dreiviertelmehrheit gefassten Beschluss des zuständigen Gremiums von BÜND-
NIS21 oder 

b) durch jeweils einen mit einer Dreiviertelmehrheit von mindestens drei Landesvorständen be-
schlossen Beschluss, die alle im Original beim Geschäftsführenden Vorstand des Bundes einge-
reicht wurden. Dem zuständigen Gremium des Bundes ist von jedem dieser Landesvorstände 
vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  

c) durch einen im Schwarmportal veröffentlichten Antrag, der eine Zustimmung von mindestens 
einem Viertel der dort registrierten Verbündeten erhalten hat.  

§21 Bundesparteitag: Anträge und Tagesordnungen  

(1) Jeder Verbündete hat das Recht zu jeder ersten Lesung eines Bundesparteitags einen Antrag im 
Schwarmportal zu veröffentlichen und um Zustimmung zu werben.  

(2) Alle Anträge zu Bundesparteitagen müssen folgende Kriterien erfüllen und dafür die unten be-
schriebenen Prozesse durchlaufen: 

Anträge für Bündnisparteitage 

a) Alle Anträge müssen Beschlusstext, Begründung, Folgenabschätzung und eine Kostenaufstel-
lung enthalten, wobei Begründung und Folgenabschätzung jeweils nicht mehr als eine DIN A4-
Seite umfassen dürfen. 

b) Alle Anträge werden beim Verwaltungsrat eingereicht und von diesem auf die in §21 Abs. 2 a) 
formulierten Kriterien innerhalb von 7 Tagen geprüft. Der Verwaltungsrat kann dem Antrag ein 
eigenes Statement von einer maximalen Länge einer DinA4-Seite beifügen.  

c) Gibt es eine Arbeitsgemeinschaft gemäß §31, die sich mit dem Thema des Antrags beschäftigt, 
geht der Antrag nach Prüfung durch den Verwaltungsrat an die Arbeitsgemeinschaft. Die Ar-
beitsgemeinschaft kann innerhalb von 7 Tagen den Antrag um einen Alternativvorschlag im Be-
schlusstext erweitern sowie Begründung, Folgenabschätzung und Kostenaufstellung ergänzen.  
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d) Anträge zu grundsätzlichen organisatorischen Fragen innerhalb von BÜNDNIS21 müssen vor 
Veröffentlichung vom Kampa-Team mit einer eigenen Stellungnahme mit maximalem Umfang 
von einer DinA4-Seite innerhalb von 7 Tagen bewertet und mit allen weiteren dem Antrag aus 
§21 Abs. 2 a) bis c) zugehörigen Anlagen im Schwarmportal veröffentlicht werden.  

Anträge für Gesetzesparteitage 

e) Alle Anträge müssen Beschlusstext, Begründung und Folgenabschätzung enthalten sowie die 
zuständige parlamentarische Vertreterversammlung und soweit möglich auch die Paragrafen 
der zu ändernden Gesetze benennen. Alle Anlagen zum Beschlusstext dürfen zusammen nicht 
mehr als 3 DIN A4-Seiten umfassen. 

f) Alle Anträge werden beim Politischen Rat eingereicht und von diesem auf die in §21 Abs. 2 e) 
formulierten Kriterien innerhalb von 7 Tagen geprüft. Der Politische Rat kann dem Antrag ein 
eigenes Statement von einer maximalen Länge einer DinA4-Seite beifügen.  

g) Alle Anträge zu Gesetzesparteitagen müssen einer Arbeitsgemeinschaft gemäß §31 vorgelegt 
werden, die dem Antragsinhalt entsprechende Gesetzesinitiativ- oder Gesetzesänderungsvor-
schläge für die zuständige(n) parlamentarische(n) Vertreterversammlung(en) formuliert. Die Ar-
beitsgemeinschaft hat dafür 30 Tage Zeit. Die Arbeitsgemeinschaft formuliert als Alternativvor-
schlag zum Beschlusstext die entsprechenden Gesetzesänderungen und kann zu Begründung, 
Folgenabschätzung und Umsetzbarkeit auch Kosten für den Staat zum Antrag hinzufügen.  

h) Alle Anträge zu Gesetzesparteitagen müssen vor Veröffentlichung dem Kampa-Team vorgelegt 
werden, das 7 Tage Zeit hat, den Antrag mit allen Anlagen aus §21 Abs. 2 e) bis g) sowie einer 
eigenen Stellungnahme mit maximalem Umfang einer DinA4-Seite im Schwarmportal zu veröf-
fentlichen.  

Anträge für Kampaparteitage 

i) Alle Anträge müssen Beschlusstext, Begründung, Bildvorschläge und eine Kostenaufstellung 
enthalten, wobei Beschlusstext, Begründung und Bildvorschläge jeweils nicht mehr als eine DIN 
A4-Seite umfassen dürfen. 

j) Alle Anträge werden beim Kampa-Team eingereicht und von diesem auf die in §21 Abs. 2 i) 
formulierten Kriterien innerhalb von 7 Tagen geprüft. Das Kampa-Team kann dem Antrag ein 
eigenes Statement von einer maximalen Länge einer DinA4-Seite beifügen.  

k) Gibt es eine Arbeitsgemeinschaft gemäß §31, die sich mit dem Thema des Antrags beschäftigt, 
geht der Antrag nach Prüfung durch das Kampa-Team an die Arbeitsgemeinschaft. Die Arbeits-
gemeinschaft kann innerhalb von 7 Tagen den Antrag um einen Alternativvorschlag im Be-
schlusstext erweitern sowie Begründung, Folgenabschätzung, Bildvorschläge und Kostenab-
schätzung ergänzen.  

l) Alle Anträge zu Kampaparteitagen müssen vor Veröffentlichung dem politischen Rat vorgelegt 
werden, der 7 Tage Zeit hat ein Veto einzulegen, wenn der Antrag den politischen Grundsätzen 
von BÜNDNIS21 widerspricht oder eine eigene Stellungnahme mit maximalem Umfang einer 
DinA4-Seite hinzuzufügen. 

m)  Der Antrag wird nach §21 Abs. 2 l) mit allen Anlagen aus §21 Abs. 2 i)-l) vom Kampa-Team in-
nerhalb von 5 Tagen im Schwarmportal veröffentlicht.  

Erste Lesung (Erstantrag) 

(3) Alle Anträge, die 8 Wochen vor Beginn eines ordentlichen Bundesparteitags im Schwarmportal ver-
öffentlicht sind, werden dort für alle Verbündete zur Diskussion und Abstimmung freigeschaltet. 
Über den Start der Abstimmung informiert der Geschäftsführende Vorstand alle Verbündeten per 
E-Mail.  

(4) Wenn ein Antrag von der einfachen Mehrheit der im Schwarmportal registrierten Verbündeten eine 
Zustimmung erhalten hat, wird er zur Abstimmung über die Priorisierung der Tagesordnung gemäß 
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§21 Abs. 8 zugelassen.  

(5) Anträge zu einem Tagesordnungspunkt eines außerordentlichen Bundesparteitags können von 5 Ver-
bündeten gemeinsam unterschrieben im Laufe von 7 Tagen nach Erhalt der Einladung beim zustän-
digen Gremium eingereicht werden. Das Gremium muss die Anträge spätestens 48 Stunden vor Be-
ginn des außerordentlichen Bundesparteitags an alle Verbündeten versenden.  

Zweite Lesung (Zweitantrag) 

(6) Anträge, die im Konsensverfahren gescheitert sind, kommen ohne erneute Abstimmung im 
Schwarmportal direkt nach den Anträgen aus §21 Abs. 9 auf die Tagesordnung.  

(7) Auch Zweitanträge müssen den in der Versammlungsordnung festgelegten Kriterien entsprechen 
und dort festgelegte Prozesse durchlaufen.  

Priorisierung der Tagesordnung 

(8) 5 Wochen vor Beginn eines ordentlichen Bundesparteitags werden alle zur Priorisierung zugelasse-
nen Anträge im Schwarmportal nach Anzahl der erhaltenen gemäß §21 Abs. 4 Stimmen aufgelistet. 
5 volle Tage lang stimmen Verbündete über die Rangfolge der Anträge auf der Tagesordnung ab. Aus 
der Anzahl der Anträge ergibt sich die Anzahl der Stimmen, die jeder Verbündete vergeben kann. Der 
Antrag mit den meisten Stimmen wird der erste Tagesordnungspunkt nach den formalen Eröffnungs-
punkten eines Bundesparteitags, der mit den wenigsten der letzte vor dem Schlusswort.  

(9) Anträge über gesetzlich verlangte Entscheidungen können vom Geschäftsführenden Vorstand ohne 
Fristen eingebracht werden und sind automatisch die ersten vor allen anderen Anträgen auf der Ta-
gesordnung. 

(10) Mit der Abstimmung über die Tagesordnung übernehmen und genehmigen die Bundesparteitage die 
sie betreffenden Beschlüsse aus dem Schwarmportal. 

§22 Bundesparteitag: Aufgaben  

(1) Zu den Aufgaben der Bundesparteitage gehören: 

Aufgaben der Bündnisparteitage 

a) Alle Wahlen zu innerparteilichen Ämtern und des Versammlungsteams sowie alle Aufstellungs-
versammlungen; 

b) die Beschlussfassung über grundsätzliche organisatorische Fragen von BÜNDNIS21; 

c) die Beschlussfassung über die Bundessatzung und die als Bestandteil der Satzung geltenden Fi-
nanz- und Beitragsordnung sowie die Schiedsgerichtsordnung;  

d) die Beschlussfassung über weitere Ordnungen, die nicht in der Satzung geregelt sind; 

e) die Beschlussfassung über die Höhe der Mitgliedsbeiträge; 

f)  die Beschlussfassung über Kreditaufnahmen des Bundesbündnisses; 

g)  die Entgegennahme der Tätigkeitsberichte des Geschäftsführenden Bundesvorstandes, sowie des 
gesamten Bundesvorstands und seiner Gremien, darunter des gesetzlichen Rechenschaftsberich-
tes gem. § 23 PartG. Der finanzielle Teil des Tätigkeitsberichts ist allen Verbündeten mit der Ein-
ladung zu einem Bündnisparteitag zu übersenden;  

h) die Entlastung des Geschäftsführenden Bundesvorstandes, sowie des gesamten Bundesvorstands 
und seiner Gremien;  

i) die Entgegennahme des Tätigkeitsberichtes des Vorsitzenden der Fraktion im Deutschen Bundes-
tag und der Mandatsträger von BÜNDNIS21 im Europaparlament; 

j) die Beschlussfassung über die Auflösung von Gliederungen sowie ihrer Verschmelzung mit ande-
ren Parteien und Umwandlungen nach dem Umwandlungsgesetz (UmwG), sofern es Beschlüsse 
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der Gliederung über eine Auflösung oder Verschmelzung gibt; 

k) die Beschlussfassung über die Auflösung des Bundesbündnisses sowie die Verschmelzung mit 
anderen Parteien und Umwandlungen nach dem Umwandlungsgesetz (UmwG). 

Aufgaben der Gesetzesparteitage 

l) die Beschlussfassung über das als solches zu bezeichnende und gem. §6 Abs. 3 Nr.1 PartG beim 
Bundeswahlleiter zu hinterlegende Grundsatzprogramm der Partei; 

m) Beschlussfassung über Gesetzesvorhaben auf Bundesebene und Europaebene; 

n) Beschlussfassung über politische Standpunkte, Positionspapiere und formulierte Träume für die 
Zukunft; 

o) Beschlussfassung über Bündnisnähe von Vereinen und Vereinigungen; 

p) Beschlussfassung über Resolutionen und Erklärungen von BÜNDNIS21. 

Aufgaben der Kampaparteitage 

q) Beschlussfassung über den Namen, das Logo und die Farben von BÜNDNIS21; 

r) Beschlussfassung über Slogans, Mottos und die Wortwahl der Wahlkampfforderungen; 

s) Beschlussfassung über das Wahlprogramm für die nächsten Wahlen zum Deutschen Bundestag 
und zu den Wahlen zum Europaparlament; 

t) Beschlussfassung über einen Wahlantritt zum Deutschen Bundestag und zu den Wahlen für das 
Europaparlament.  

(2) Darüber hinaus sind die Bundesparteitage befugt, jegliche Entscheidungskompetenz in ihrem Be-
reich an sich zu ziehen und auch den einzelnen Gremien des Bundesvorstands Weisungen zu ertei-
len, soweit dies der Satzung nicht widerspricht. 

§23 Bundesparteitag: Wahlen 

(1) Der Bündnisparteitag wählt in gleicher und geheimer Wahl spätestens alle zwei Jahre den Bundes-
vorstand. Die Gewählten bleiben bis zur Wahl der Nachfolger im Amt. 

(2) Der Bündnisparteitag wählt spätestens alle 2 Jahre mindestens jeweils einen Rechnungsprüfer, ei-
nen Schiedsrichter für die 1. Instanz und einen für die 2. Instanz. Die Wahlen können offen erfolgen, 
wenn die Versammlung auf Befragen nichts anderes entscheidet.  

(3) Der Bündnisparteitag wählt für eine Amtszeit von 2 Jahren ein Versammlungsteam, das verpflichtet 
ist auf allen Bundesparteitage und Basistagen das Tagespräsidium zu stellen, darunter 

a) mindestens zwei Versammlungsleiter, 

b) mindestens zwei Protokollanten, 

c) mindestens zwei Wahlleiter, 

d) sowie mindestens zwei Mitglieder der Mandatsprüfungskommission.  

(4) Mitglieder des Bundesvorstands können auch gleichzeitig im Versammlungsteam sein. Das Ver-
sammlungsteam hat das Recht von den zuständigen Gremien ausführlich über den Verlauf der Vor-
bereitungen und den Stand der Anträge zu Bundesparteitagen informiert zu werden.  

(5) Alle Vorstands- und Gremienwahlen finden auf einem ordentlichen Bündnisparteitag statt. Zur 
Wiederherstellung der Handlungsfähigkeit von BÜNDNIS21 kann auf einem außerordentlichen 
Bündnisparteitag nur eine Nachwahl der minimal notwendigen Anzahl der Bundesvorstandsmitglie-
der erfolgen. Nachgewählte Mitglieder des Bundesvorstands sind nur bis zum Ende der ursprüng-
lichen Wahlperiode im Amt, es sei denn sie treten ihr Amt weniger als 6 Monate vor Ende der 
Wahlperiode an. Dann wird auf dem nächsten ordentlichen Bundesparteitag nur noch bei Bedarf 
nachgewählt.  
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(6) Rechtskräftig gewordene Entscheidungen des Schiedsgerichts sind bei Kandidaturen zu Ämtern im 
BÜNDNIS21 vom Beklagten selbstständig bekannt zu machen, sonst ist die Wahl ungültig.  

(7) Kandidaten für Ämter im BÜNDNIS21, die ihre Kandidatur in Form eines Antrags zu Wahlen über 
das Schwarmportal zur Abstimmung eingereicht haben und mehr als 50% Zustimmung erreicht ha-
ben, brauchen auf dem Bündnisparteitag nur eine einfache Mehrheit für ihre Wahl. 

(8) Kandidaten für Ämter im BÜNDNIS21, die ihre Kandidatur nicht in Form eines Antrags zu Wahlen 
über das Schwarmportal zur Abstimmung eingereicht haben und spontan auf einem Bündnispar-
teitag kandidieren brauchen eine Dreiviertelmehrheit der Stimmen, um gewählt zu werden.  

(9) Eine Kandidatur ist für das gleiche Gremium nur für zwei Amtsperioden hintereinander möglich. 
Eine Ausnahme ist nur möglich, wenn der Kandidat im Schwarmportal bei der Abstimmung seines 
Antrags auf Kandidatur für ein Amt in der dritten Wahlperiode 90% der Verbündeten für seine 
Kandidatur gestimmt haben und auf dem Bündnisparteitag eine Dreiviertelmehrheit.  

Abwahl 

(10) Der Bündnisparteitag kann mit Zweidrittelmehrheit einzelne Mitglieder des Bundesvorstands, die 
Schiedsrichter und Rechnungsprüfer abwählen.  

(11) Ein Abwahlantrag muss mindestens 21 unterzeichnende Verbündete und eine Begründung haben 
und darf insgesamt nicht mehr als eine DinA4-Seite umfassen. Der Antrag muss spätestens 9 Wo-
chen vor einem ordentlichen Bündnisparteitag direkt beim Kampa-Team eingereicht werden und 
nach Veröffentlichung im Schwarmportal die gleichen Mehrheiten wie alle anderen Anträge errei-
chen und auch die Priorisierung durchlaufen.  

§24 Bundesparteitag: Beschlüsse und Konsensverfahren 

(1) Alle drei Bundesparteitage sind unabhängig von der Zahl der tatsächlich erschienenen Verbünde-
ten beschlussfähig. Wird festgestellt, dass weniger als die Hälfte der zu Beginn der Versammlung 
akkreditierten stimmberechtigten Verbündeten anwesend sind, muss das Tagungspräsidium des 
Bundesparteitags unterbrechen und darüber beschließen, ob die Versammlung unterbrochen, ver-
tagt oder beendet wird. Macht das Tagungspräsidium davon keinen Gebrauch, entscheidet der 
Bundesparteitag mit einfacher Mehrheit, ob die Versammlung unterbrochen, vertagt oder beendet 
werden soll. 

(2) Über alle Beschlüsse der Bundesparteitage ist jeweils Protokoll zu führen. Dies wird von den jewei-
ligen Versammlungsleitern und Protokollanten unterzeichnet und spätestens 30 Tage nach dem 
Bundesparteitag vom jeweiligen zuständigen Gremium allen Verbündeten zugänglich gemacht.  

(3) Für alle Wahlen und Abstimmungen mit Ausnahme der Kandidatenaufstellungen zu Volksvertre-
tungen ist die Verwendung elektronischer Stimmgeräte zulässig, sofern der Bundesparteitag ein 
solches Verfahren mit einer Zweidrittelmehrheit beschließt. Dasselbe gilt für alle anderen Bundes-
parteitage und Gremien von BÜNDNIS21. Ein vom Geschäftsführenden Bundesvorstand eingesetz-
tes Gremium hat dem Bundesvorstand zu bestätigen, dass die elektronischen Stimmgeräte einen 
ausreichenden Manipulationsschutz besitzen und dass das Wahlgeheimnis bei geheimer Wahl hin-
reichend gesichert ist. 

(4) Satzungsänderungsbeschlüsse treten frühestens 72 Stunden nach Schließen eines Bundespartei-
tags in Kraft, ausgenommen in Zeiten von Notlagen und Ausgangsbeschränkungen. 

(5) Die Bundesparteitage treffen ihre Entscheidungen genauso wie alle anderen Vorstände und Gre-
mien von BÜNDNIS21, soweit in dieser Satzung nichts anders bestimmt ist, grundsätzlich mit fol-
gendem Konsensverfahren:  

a) Es gilt der Grundsatz: Konsens ist nicht, wenn alle zustimmen, sondern wenn kein Veto eingelegt 
wird. Das Veto ist ultima ratio. Ein Veto kann von 10% der Anwesenden herbeigeführt werden. 

b) Erste Stufe: innerhalb eines zuvor mit einfacher Mehrheit festgelegten Zeitrahmens wird über 
den Inhalt eines Antrages diskutiert. Führt diese Diskussion nicht zu einem Konsens, wird die 
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Debatte zunächst abgebrochen. Der Versammlungsleiter kann jederzeit ein Meinungsbild ge-
mäß §24 Abs. 3 d) einholen.  

c) Beschlüsse sind nur möglich, wenn ein Vorschlag gemäß §24 Abs. 3 d) mehr positive 
(pink/rosa/lila und grün) als negative Stimmen (rot und gelb/orange) hat und die Zahl derjeni-
gen, die ein Veto einlegen kleiner 10% (rot) ist. Auch bei weniger als 10% Vetostimmen müssen 
Einwände vor der endgültigen Entscheidung gehört werden.  

d) Die Abstimmung erfolgt, indem zunächst die Zustimmung abgefragt wird, danach die Gegen-
stimmen, dann die Enthaltungen. Zum Schluss die Vetostimmen. Dieses Verfahren wird entwe-
der unter Verwendung verschiedenfarbiger Karten oder durch farbig gekennzeichnete Berei-
che im Raum durchgeführt. Handzeichen sind nicht erlaubt. 
Pink/Rosa/Lila: Volle Zustimmung, 
Grün: Zustimmung mit Bedenken, 
Weiß: Enthaltung,  
Gelb/Orange: Dagegen, aber Kein Veto, sondern passieren lassen,  
Rot: Veto.  

e) Zweite Stufe: Bei mehr negativen Stimmen oder bei mehr als 10% Vetostimmen wird eine Kon-
sensgruppe gebildet, die innerhalb eines zuvor mit einfacher Mehrheit von allen Anwesenden 
festgelegten Zeitrahmens parallel zur Versammlung einen konsensfähigen Kompromiss formu-
liert. Bildet sich keine Konsensgruppe geht es mit der vierten Stufe weiter.  

f) Dritte Stufe: innerhalb eines zuvor mit einfacher Mehrheit festgelegten Zeitrahmens wird über 
den Kompromissvorschlag gemäß §24 Abs. 3 e) diskutiert und anschließend abgestimmt.  

g) Vierte Stufe: Bleibt es nach der dritten Stufe bei mehr als 10% Vetostimmen wird innerhalb der 
Minorität ohne weitere Diskussion abgestimmt, ob es ausreicht zusätzlich zur Mehrheitsposition 
ein kurzes Minderheitenvotum unter Nennung der Prozentzahl der Minderheit bezogen auf die 
Gesamtheit zu veröffentlichen. Wenn die einfache Mehrheit das ablehnt, ist die Konsensfindung 
auf diesem Bundesparteitag gescheitert.  

h) Fünfte Stufe: Das zuständige Gremium organisiert bis zum nächsten Bundesparteitag mindes-
tens eine Konsensrunde zu diesem Antrag. Diese Konsensrunde formuliert den Antrag für die 
zweite Lesung auf dem nächsten Bundesparteitag. Ein Veto kann bei der zweiten Lesung eines 
Antrags nur noch von mindestens 25% der Anwesenden herbeigeführt werden. 

i) Sechste Stufe: Erhält der Antrag bei der zweiten Lesung nach einer Diskussion gemäß §24 Abs. 
3 b) mehr als 25% Vetostimmen, ist er abgelehnt und es wird erneut über den Antragstext zur 
ersten Lesung abgestimmt. Wenn dieser 80% Zustimmung erhält, ist der Erstantrag verabschie-
det.  

§25 Bundesparteitag: Auflösung von BÜNDNIS21 

(1) Entscheidungen über die Auflösung des Bundesbündnisses oder eines Landesbündnisses oder über 
die Verschmelzung mit anderen Parteien sowie Umwandlungen gemäß Umwandlungsgesetz 
(UmwG) bedürfen einer Dreiviertelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

(2) Nach einem Beschluss des Bündnisparteitages über die Auflösung von BÜNDNIS21 muss dieser Be-
schluss durch eine Urabstimmung mit einer Dreiviertelmehrheit der gültigen abgegebenen Stim-
men bestätigt werden. 

(3) Alle untergeordneten Gliederungen haben eine Bestimmung in ihre Satzungen aufzunehmen, wo-
nach Beschlüsse über ihre Auflösung oder Verschmelzung der Zustimmung des Bündnisparteitages 
des Bundes bedürfen.  
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§26 Virtueller Bundesparteitag: Prinzip der Schwarmintelligenz 

(1) Das Schwarmportal ist der virtuelle Bundesparteitag von BÜNDNIS21, der eine möglichst breite 
Beteiligung und Mitbestimmung aller Verbündeter ermöglichen soll. Auch solche, die nicht zu Prä-
senzveranstaltungen kommen können.  

(2) Im Schwarmportal wird über Empfehlungen für Bundesparteitage beraten und beschlossen, welche 
der Beschlussfassung der Bundesparteitage gemäß §§ 21 und 22 unterliegen und erst auf diesen 
den Verbündeten zur endgültigen Entscheidung vorgelegt werden. Zusammen mit der Abstimmung 
über die endgültige Tagesordnung, stimmen die Bundesparteitage über die Annahme dieser Emp-
fehlungen ab.  

(3) Das Schwarmportal ist ein ständig tagendes Gremium und muss vom Bundesvorstand einberufen 
werden, sobald die organisatorischen, datenschutzrechtlichen und technischen Voraussetzungen 
für seine Durchführung erfüllt sind. Bis dahin gelten die Regelungen aus §34. 

(4) Spätestens 9 Wochen vor Beginn des ordentlichen Bundesparteitags müssen alle zu dem Zeitpunkt 
stimmberechtigen Verbündeten einen persönlichen Zugang vom Geschäftsführenden Vorstand per 
Email mit Antrags- und Abstimmungsmöglichkeit für das Schwarmportal erhalten haben.  

(5) Das Schwarmportal dient zur parteiöffentlichen Diskussion aller Anträge von Verbündeten. Die An-
träge müssen einseh-, bewerb- und kritisierbar sowie für alle gleich und geheim abstimmbar sein.  

(6) Das Abstimmungsverfahren im Schwarmportal ist so zu gestalten, dass keine Mehrfachabstimmun-
gen stattfinden und die Berechtigung der Abstimmenden, aber nicht deren Abstimmungsverhalten 
festgestellt werden kann. 

(7) Weitergehende Regelungen insbesondere bezüglich des Datenschutzes, des Online- Diskussions-
verfahrens, der Antrags- und Abstimmungsmodalitäten, der Antragsprüfungskommission, der Be-
grenzung der Zahl der Anträge, des zeitlichen Ablaufes und der Protokollierung sind in einer vom 
Kampa-Team nach Anhörung des Bündnisrates zu beschließenden Schwarmportalordnung zu re-
geln. 

(8) Für die Nutzung des Zugangs ist jeder Verbündeter selbst verantwortlich. Eine Weitergabe der Zu-
gangsdaten oder Ermöglichung der Teilhabe Dritter an einem persönlichen Zugang verstößt grund-
legend gegen die Ordnung von BÜNDNIS21.  

 

MITGLIEDERENTSCHEIDE 

§27 Mitgliederentscheid, Mitgliederbefragung 

Mitgliederbefragung  

(1) Über Fragen der Politik und Organisation von BÜNDNIS21 einschließlich des Programms, der Satzung 
und Satzungsnebenordnungen sowie über Spitzenkandidaturen aus Anlass von Wahlen zu Volksver-
tretungen kann eine Befragung aller Verbündeten durchgeführt werden. Die Mitgliederbefragung 
hat empfehlenden Charakter. Die Abstimmung erfolgt online. 

Mitgliederentscheid 

(2) Über Fragen der Politik und Organisation von BÜNDNIS21, welche nicht gem. §9 Abs. 3 PartG der 
Beschlussfassung der Bundesparteitage unterliegen, kann ein Mitgliederentscheid unter Verbünde-
ten herbeigeführt werden. Dies gilt auch für solche programmatischen Beschlüsse, die nicht im Wi-
derspruch zu dem vom Bundesparteitag als solches beschlossenen und gem. §6 Abs. 3 PartG beim 
Bundeswahleiter hinterlegten Bundesgrundsatzprogramm von BÜNDNIS21 stehen. 

(3) Durch den Mitgliederentscheid kann der Beschluss eines Bundesparteitags von BÜNDNIS21 gefasst, 
geändert oder aufgehoben werden. Der Politische Vorstand entscheidet, ob die Abstimmung per 
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Brief- und/oder Urnenwahl oder online erfolgt. 

Antrag  

a) Der Mitgliederentscheid und die Mitgliederbefragung finden in den in der Satzung geregelten 
Fällen und auf Antrag des Politischen Vorstands statt, im Übrigen 

i) auf Antrag von 21 Verbündeten oder 

ii) auf Antrag von 6 Landesvorständen oder 

iii) auf der Grundlage eines Beschlusses eines Bundesparteitags. 

Verfahren 

b) Die Antragsschrift muss folgende Angaben enthalten: 

i) ob ein Mitgliederentscheid oder eine Mitgliederbefragung beantragt wird; 

ii) über welche mit „Ja“ oder „Nein“ zu entscheidende Frage(n) abgestimmt werden soll 
nebst Begründung. 

c) Alle Gremien des Bundesvorstands können zum Antrag Stellung nehmen und einen eigenen Vor-
schlag zur Abstimmung stellen. 

d) Ein Mitgliederentscheid ist angenommen, wenn 

i) die Mehrheit der Abstimmenden mit „ja“ stimmt und 

ii) sich mindestens 30 % der Stimmberechtigten an der Abstimmung beteiligt haben. Wird 
die erforderliche Beteiligung nicht erreicht, hat das Ergebnis die empfehlende Wirkung 
einer Mitgliederbefragung. 

§28 Urabstimmung  

(1) Verbündete können über Sachthemen eine Urabstimmung beantragen. Die Urabstimmung ist ein 
mehrstufiges Mitgliederbegehren. Urabstimmungen über den Eintritt und Ausschluss von Verbünde-
ten, alle von Bundesparteitagen und vom Bundesvorstand zu wählenden und zu berufenden Perso-
nen, zum Jahresabschluss sowie über den Bundeshaushalt im Ganzen sind unzulässig. Über die Zu-
lässigkeit einer Urabstimmung entscheidet der Geschäftsführende Vorstand.   

(2) Ein Antrag auf eine Urabstimmung muss von mindestens 21 Verbündeten unterstützt werden. Die 
initiierenden Personen müssen dazu einen Antrag formulieren und begründen, unterzeichnen und 
schriftlich beim Geschäftsführenden Vorstand einreichen.  

(3) Innerhalb von 7 Tagen nach der Einreichung der Unterlagen zur Urabstimmung beim Geschäftsfüh-
renden Vorstand wird der Antrag vom Kampa-Team im Schwarmportal veröffentlicht.  

(4) Eine schriftliche Urabstimmung findet statt, wenn mindestens 25% der Verbündeten den im 
Schwarmportal veröffentlichten Antrag zur Urabstimmung schriftlich (per Brief, Fax oder E-Mail) bin-
nen drei Monate nach Veröffentlichung unterstützen.  

(5) Sollte bereits zu einem Bundesparteitag eingeladen sein, soll erst dem entsprechenden Bundespar-
teitag Gelegenheit gegeben werden, erfolgreiche Anträge zu behandeln. Übernimmt der Bundespar-
teitag die Forderung des Antrags, entfällt die Urabstimmung.  

(6) Die Versendung der Unterlagen zur Teilnahme aller Verbündeten an der Urabstimmung wird nach 
der Zustimmung im Schwarmportal oder Ablehnung durch den Bundesparteitag innerhalb von 30 
Tagen durch den Geschäftsführenden Vorstand durchgeführt.  

(7) Urabstimmungen können auch auf Beschluss eines Bundesparteitags stattfinden. Der Geschäftsfüh-
rende Vorstand verschickt an alle Verbündeten eine Abstimmungsvorlage per Brief.  

(8) Die Abstimmung endet frühestens 3 Wochen nach Versendung der Abstimmungsvorlage. Das Ab-
stimmungsenddatum (Poststempel) ist in der Abstimmungsvorlage mit anzugeben.  
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(9) Sofern die Satzung nichts anderes vorschreibt, entscheidet eine Zweidrittelmehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. Das Abstimmungsergebnis wird im Schwarmportal veröffentlicht und alle Verbünde-
ten per E-Mail informiert. 

(10) Die abgegebenen Stimmen werden im Original mindestens für ein Jahr aufgehoben und können von 
jedem Verbündeten eingesehen werden.  

 

§29 Schatzmeisterkonferenz  

(1) Die Schatzmeisterkonferenz berät den Bundesvorstand in allen die Finanzen von BÜNDNIS21 betref-
fenden Fragen, insbesondere die horizontale und vertikale Verteilung der Finanzen, der Aufstellung 
und Kontrolle des Haushaltsbudgets des Bundes und die mittelfristige Finanzplanung, sowie die or-
ganisatorischen Aspekte des Beitragseinzugs, der Buchführung und des innerbündlichen Rechnungs- 
und Dokumentationswesens, soweit diese nicht in der Satzung oder in den Ordnungen von BÜND-
NIS21 mit Satzungsrang geregelt sind.  

(2) Zur wirksamen Ausübung dieser Beratungskompetenz steht ihr ein umfassendes Auskunftsrecht zu.  

(3) Mitglieder der Schatzmeisterkonferenz sind 

a) der Bundesgeschäftsführer, der Wahlkampfleiter und der Bundesschatzmeister. Jeder von die-
sen kann sich im Fall seiner Verhinderung durch ein von ihm zu benennendes anderes Mitglied 
des Bundesvorstandes vertreten lassen.  

b) die Landesschatzmeister. Jeder von diesen kann sich im Fall seiner Verhinderung durch ein von 
ihm zu benennendes Mitglied seines Landesvorstandes vertreten lassen. 

c) Die gewählten Bundesrechnungsprüfer gehören der Schatzmeisterkonferenz mit beratender 
Stimme an. 

(4) Die Schatzmeisterkonferenz entscheidet über die horizontale und die vertikale Verteilung der finan-
ziellen Ressourcen von BÜNDNIS21, soweit Satzung oder andere Ordnungen mit Satzungsrang nicht 
bereits Festlegungen getroffen haben. Alle Entscheidungen der Schatzmeisterkonferenz brauchen 
die Zustimmung von 

a) der Mehrheit der Vertreter der fünf mitgliederstärksten Landesverbände; 

b) der Mehrheit der Vertreter der fünf mitgliederschwächsten Landesverbände; 

c) der Mehrheit der verbleibenden sechs Landesverbände; 

d) der Mehrheit der Vertreter des Bundesvorstands. 

(5) Legt die Schatzmeisterkonferenz dem Bundesvorstand Vorschläge vor, müssen diese ebenfalls die 
Anforderungen von §29 Abs. 4 erfüllen. 

(6) Die zuständigen Gremien des Bundesvorstands entscheiden über die Vorschläge. Sie können die 
Vorschläge unmodifiziert akzeptieren oder ablehnen. Wird ein Vorschlag der Schatzmeisterkonfe-
renz abgelehnt, wird der Vorschlag dem nächsten zuständigen Bundesparteitag als Antrag zur zwei-
ten Lesung zur Entscheidung vorgelegt, es sei denn bis dahin hat ein Mitgliederentscheid über den 
Vorschlag entschieden.  

(7) Der Geschäftsführende Vorstand beschließt nach Anhörung der Schatzmeisterkonferenz eine Ge-
schäftsordnung der Schatzmeisterkonferenz. 

(8) Der Bundesschatzmeister und ein von den Landesschatzmeistern gewählter Vertreter sind gleich-
berechtigte Vorsitzende der Schatzmeisterkonferenz. Sie laden im gegenseitigen Einvernehmen zur 
Schatzmeisterkonferenz ein. 

(9) Zu Sitzungen der Schatzmeisterkonferenz, auf denen über Ordnungsmaßnahmen gemäß §16 Abs.4 
beraten wird, lädt der Vertreter der Landesschatzmeister gemeinsam mit dem Schiedsgericht ein. 
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Vertreter des Bundesvorstands haben auf dieser Sitzung Rede-, aber kein Stimmrecht.  

§30 Bündnisrat 

(1) Der Bündnisrat berät den Bundesvorstand in politischen und organisatorischen Fragen. Zur wirksa-
men Ausübung dieser Beratungskompetenz steht ihm ein umfassendes Auskunftsrecht zu. Mitglie-
der des Bündnisrats sind 

a) der Bundesgeschäftsführer, der politische Sprecher und der Bundesschatzmeister. Jeder von 
diesen kann sich im Fall seiner Verhinderung durch ein von ihm zu benennendes anderes Mit-
glied des Bundesvorstandes vertreten lassen.  

b) die Landesgeschäftsführer. Jeder von diesen kann sich im Fall seiner Verhinderung durch ein 
von ihm zu benennendes Mitglied seines Landesvorstandes vertreten lassen. 

(2) Der Bündnisrat entscheidet über die horizontale oder vertikale Kompetenzverteilung der politi-
schen Sprecher von BÜNDNIS21, soweit die Satzung oder andere Ordnungen mit Satzungsrang 
nicht bereits Festlegungen getroffen haben. Diese Vorschläge müssen unterstützt werden von 

a) der Mehrheit der Vertreter der fünf mitgliederstärksten Landesverbände; 

b) der Mehrheit der Vertreter der fünf mitgliederschwächsten Landesverbände; 

c) der Mehrheit der verbleibenden sechs Landesverbände; 

d) der Mehrheit der Vertreter des Bundesvorstands. 

(3) Legt der Bündnisrat dem Bundesvorstand Vorschläge vor, müssen diese ebenfalls die Anforderun-
gen von §30 Abs.3 erfüllen. 

(4) Die zuständigen Gremien des Bundesvorstands entscheiden über die Vorschläge. Sie können die 
Vorschläge unmodifiziert akzeptieren oder ablehnen. Wird ein Vorschlag des Bündnisrats abge-
lehnt, wird der Vorschlag dem nächsten zuständigen Bundesparteitag als Antrag zur zweiten Le-
sung zur Entscheidung vorgelegt, es sei denn bis dahin hat ein Mitgliederentscheid über den Vor-
schlag entschieden.  

(5) Der Geschäftsführende Vorstand beschließt nach Anhörung des Bündnisrats eine Geschäftsord-
nung des Bündnisrats. 

(6) Der Bündnisrat wird von dem Bundesgeschäftsführer und einem von den Landesgeschäftsführern 
gewählten Vertreter gemeinsam einberufen. Der Bündnisrat soll in jedem Kalenderjahr mindestens 
einmal pro Quartal zusammentreten. 

(7) Zu Sitzungen des Bündnisrats, auf denen über Ordnungsmaßnahmen gemäß §16 Abs.3 beraten 
wird, lädt der Vertreter der Landesgeschäftsführer gemeinsam mit dem Schiedsgericht ein. Vertre-
ter des Bundesvorstands haben auf dieser Sitzung Rede-, aber kein Stimmrecht.  

§31 Vereine, Vereinigungen, Arbeitsgemeinschaften 

(1) Jeder Bürger kann auf einer Liste zur Wahl zu einer Volksvertretung mit und ohne Mitgliedschaft bei 
BÜNDNIS21 kandidieren. 

(2) BÜNDNIS21 soll vor einer Wahl zu einer Volksvertretung mindestens 50% der zu wählenden Plätze 
auf den Listen Bürger ansprechen, die verifiziert seit mindestens einem Monat Mitglied in einem/r 
der bündnisnahen Vereine, Vereinigungen, Pinkwesten-Gruppen oder Arbeitsgemeinschaften sind. 
Auch für Nichtmitglieder von BÜNDNIS21 gelten für eine Kandidatur auf der Parteiliste die Anforde-
rungen an Verbündete gemäß §12. 

(3) Vorstandsmitglieder bündnisnaher Vereine, Vereinigungen und Arbeitsgemeinschaften können zur 
Zusammenarbeit in die Gremien von BÜNDNIS21 kooptiert werden und andersherum. Bundesvor-
standsmitglieder können nicht gleichzeitig ein Vorstandsamt in einem der bündnisnahen Vereine 
oder der Vereinigungen bekleiden.  
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(4) Die Bündnisnähe wird durch Beschluss des Bundesparteitags auf einem Gesetzesparteitag beschlos-
sen.  

Bündnisnahe Vereine 

(5) Bündnisnahe Vereine sind zivilgesellschaftliche Gruppen und Initiativen, die Ziele verfolgen, die in §2 
und §12 Abs.3 oder dem Grundsatzprogramm von BÜNDNIS21 formuliert oder zum Teil formuliert 
sind sowie den restlichen Forderungen nicht grundlegend widersprechen. Es ist ein besonderes An-
liegen von BÜNDNIS21 diese Organisationen in die aktive politische Willensbildung und parlamenta-
rische Vertretung einzubinden sowie einen transparenten Informationsfluss zwischen Politik und Zi-
vilgesellschaft zu gewährleisten.  

(6) Bündnisnahe Vereine und ihre Vorstände können aus Mitgliedern und Nicht-Mitgliedern von BÜND-
NIS21 bestehen.  

Bündnisnahe Vereinigungen 

(7) Bündnisnahe Vereinigungen sind organisatorische Zusammenschlüsse mit dem Ziel, das Gedanken-
gut von BÜNDNIS21 in ihren Wirkungskreisen (z.B. junge Generation, Frauen, Arbeitnehmer, Kom-
munalpolitik, Mittelstand, Wirtschaft) zu vertreten und zu verbreiten sowie die besonderen Anliegen 
der von ihnen repräsentierten Gruppen in die Arbeit von BÜNDNIS21 einzubringen. 

(8) Mitglieder des Bundesvorstands der Vereinigungen sowie Vorsitzende und Schatzmeister nachge-
ordneter Gliederungsebenen müssen Verbündete sein. Die Ziele der Vereinigungen dürfen den 
grundsätzlichen Zielen von BÜNDNIS21 nicht widersprechen. 

(9) Bündnisnahen Vereinigungen können auch Nichtmitglieder von BÜNDNIS21 angehören.  

(10) Für bündnisnahe Vereinigungen beschließt der Geschäftsführende Vorstand eine Mustersatzung und 
legt fest, in welchem Umfang von der Mustersatzung abgewichen werden darf. Die Satzungen sowie 
alle Satzungsänderungsbeschlüsse der Vereinigungen sind dem Geschäftsführenden Vorstand je-
weils innerhalb einer Frist von einem Monat ab Beschlussfassung vorzulegen. Alle Ordnungen von 
BÜNDNIS21 gelten gleichsam für die Vereinigungen. Die Vereinigungen unterliegen der Schiedsge-
richtsbarkeit von BÜNDNIS21. Die Vereinigungen können Mitglieds- und Förderbeiträge sowie Spen-
den einnehmen und selbständig verwalten. Die Einzelheiten werden in der Satzung der jeweiligen 
Vereinigung geregelt.  

Arbeitsgemeinschaften 

(11) Auf Beschluss des Verwaltungsrats, des Politischen Rats und des Kampa-Teams können für beson-
dere Aufgaben - insbesondere im programmatischen und organisatorischen Bereich – jederzeit Ar-
beitsgemeinschaften gebildet und wieder aufgehoben werden. 

(12) Alle Arbeitsgemeinschaften müssen mindestens 3 Mitglieder haben, von denen zwingend ein Mit-
glied in dem Themengebiet betroffen (Betroffener), einer beruflich-spezialisiert (Experte) und der 
dritte politisch-engagiert (Politiker) sein muss. Auf eine paritätische Verteilung dieser drei Vertreter-
gruppen sollte auch bei größeren Arbeitsgemeinschaften geachtet werden.  

(13) In Arbeitsgemeinschaften können auch Pinkwesten und Mitglieder aus bündnisnahen Vereinen und 
Vereinigungen Teilnehmer sein. 

(14) Drei Mitglieder gemäß §31 Abs. 11 haben gemeinsam das Recht eine Arbeitsgemeinschaft dem zu-
ständigen Gremium vorzuschlagen, wenn sie deren Notwendigkeit schriftlich begründen können.  

(15) Der Verwaltungsrat kann die Grundsätze der Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaften in einer eigenen 
Geschäftsordnung regeln. 

Antrags- und Rederecht 

(16) Die Vorsitzenden der Vereine, Vereinigungen und Arbeitsgemeinschaften und bzw. ihre Stellvertre-
ter haben das gleiche Antrags- und Rederecht auf Bundesparteitage, wie Verbündete, aber kein 
Stimmrecht. 
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§32 Basistage: Prinzip des Traumes  

(1) Basistage finden ab dem 2. Jahr nach der Gründung alle 6 Monate statt. Basistage sind öffentliche 
Bundesparteitage, an denen alle Verbündeten, Unterstützer und Pinkwesten sowie alle Mitglieder 
der bündnisnahen Vereine, Vereinigungen und Arbeitsgemeinschaften nach einer Voranmeldung 
teilnehmen können. Ebenso, wie in BÜNDNIS21 bekannte aktive Nichtmitglieder.  

(2) Aufgabe der Basistage ist es gemeinsame strategische und politische Grundsatzentscheidungen und 
Träume für die Zukunft zu formulieren, die das gesamte Netzwerk betreffen, in den kommenden 
Jahren wichtig werden und weder von BÜNDNIS21 noch den anderen teilnehmenden Organisatio-
nen oder Einzelpersonen jeweils alleine durchgesetzt werden können.  

(3) Alle Entscheidungen werden im Konsensverfahren getroffen. Alle Anwesenden, egal ob Verbünde-
ter oder nicht, haben Antrags-, Rede- und Stimmrecht.  

(4) Der Verwaltungsrat kann alles weitere in einer Geschäftsordnung für Basistage regeln.  

(5) Entscheidungen der Basistage bedürfen der Bestätigung auf einem Bundesparteitag. Die Beschlüsse 
werden als Anträge in zweiter Lesung auf dem nächsten Bundesparteitag behandelt. 

§33 Selbstverpflichtung: Prinzip des Volksdieners 

(1) Alle Kandidaten für Wahllisten von BÜNDNIS21 sowie Direktkandidaten verpflichten sich durch ihre 
Kandidatur zu folgender Selbstverpflichtung: 

Ich werde kein Berufspolitiker und … 

a) werde nach der Dauer von zwei Amtsperioden in ein und demselben Parlament für dieses nicht 
wieder kandidieren, und  

b) verpflichte mich bei Abstimmungen zur Durchsetzung einer gesetzlich festgeschriebenen Amts-
zeitbegrenzung auf 2 Wahlperioden auf allen und für alle politischen Ebenen für eine solche Amts-
zeitbegrenzung zu stimmen.  

Ich will verantwortliche Politik und … 

c) und werde als Abgeordnete/r im Bundestag oder einer anderen vollzeitbezahlten Volksvertretung 
während der Zeit als Abgeordnete/r keine andere bezahlte oder üblicherweise nur gegen Bezah-
lung ausgeübte Tätigkeit mit lobbyistischem Charakter übernehmen,  

d) meine vor Beginn des Mandats ausgeübte Tätigkeit aufgeben. Wenn für meine Rückkehr in den 
Beruf eine Fortsetzung der Tätigkeit zwingend notwendig ist, werde ich diese auf das kleinstmög-
liche Maß reduzieren, damit ich mich der Abgeordnetentätigkeit widmen kann,  

e) alle Nebentätigkeiten, die sich aus dem Mandat heraus ergeben, ehrenamtlich zu erbringen,  

f) insgesamt 5 Jahre nach dem Ausscheiden aus dem Parlament weder ein Beschäftigungsverhältnis 
mit lobbyistischem Charakter einzugehen noch eine im direkten Zusammenhang mit meiner par-
lamentarischen Tätigkeit stehende entgeltliche oder üblicherweise entgeltliche Tätigkeit auszu-
üben.  

Ich stehe für Politikerhaftung und Volksentscheide und … 

g) werde in der gesamten Wahlperiode mein Mandat nutzen, um durch Diskussion, Zustimmung und 
persönliches Einbringen zur Durchsetzung von Politikerhaftung für Nichtverfolgung von Straftaten 
und Steuerverschwendung für alle politischen Ebenen beizutragen,  

h) verpflichte mich selbst so zu handeln und abzustimmen als ob es Politikerhaftung bereits gäbe, 

i) in der gesamten Wahlperiode mein Mandat dafür zu nutzen, um durch Diskussion, Zustimmung 
und persönliches Einbringen zur Durchsetzung von Volksbegehren und Volksentscheiden für alle 
politischen Ebenen beizutragen und mich selbst an Entscheidungen der Verbündeten zu halten, 
soweit es mein Gewissen mir erlaubt.  
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Berufserfahrung von Abgeordneten 

(2) Alle Kandidaten für Wahlen in Volksvertretungen sollen hinreichend Berufserfahrung in die Arbeit 
der Parlamente einbringen können. Deshalb sollen alle Kandidaten mindestens 3 Jahre Berufstätig-
keit in den letzten 5 Jahren nachweisen können. Rentner sind von dieser Regelung ausgenommen. 
Bezahlte Tätigkeiten in der Politik oder einer Partei gelten nicht als anrechenbare Zeiten.  

Unabhängigkeit der Vorstände und Mandatsträger 

(3) Ein Mitglied des Bundesvorstandes darf weder beruflich noch finanziell von BÜNDNIS21 abhängig 
sein. Das gleiche gilt für das Verhältnis der Vorstandsmitglieder untereinander. Ein Mitglied des Bun-
desvorstandes darf nicht in einem Beschäftigungsverhältnis zu Abgeordneten oder Fraktionen eines 
Parlamentes stehen. 

(4) Ein Mandatsträger kann nicht gleichzeitig ein Amt innehaben. Der Kandidat verliert 14 Tage nach 
seiner Wahl in eine Volksvertretung alle Ämter im BÜNDNIS21. Auf Beschluss eines Gremiums kön-
nen Mandatsträger in dieses kooptiert werden. 

§34 Gründungsjahr 

(1) Die Gründungsversammlung wählt den ersten Bundesvorstand bestehend aus  

a) dem Vorsitzenden, 

b) einen ersten und einen zweiten Stellvertretenden Vorsitzenden, 

c) sowie mindestens 3 weiteren stimmberechtigten Mitgliedern als Beisitzer für die Mitarbeit im 
Verwaltungsrat. Alle weiteren Regelungen zu Wahl und Aufgaben der Gremien des Bundesvor-
stands bleiben in Kraft. 

(2) Bis zur Konstituierung des Politischen Rats und des Kampa-Teams durch Ergänzungswahl bleiben die 
Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstands stimmberechtigte Mitglieder des Bundesvorstands. 
Bis zu deren Konstituierung übernimmt der Bundesvorstand kommissarisch die satzungsgemäßen 
Aufgaben der nicht besetzten Gremien sowie deren Ladungskompetenz zu Bundesparteitagen. 

(3) Die Gründungsversammlung, sowie jeder weitere Bündnisparteitag im Gründungsjahr, kann bis zu 
27 weitere Beisitzer ergänzend für die vollständige Besetzung der drei Gremien des Bundesvorstands 
wählen.  

(4) Die Schatzmeisterkonferenz wählt den Vertreter der Landesschatzmeister sobald sich mehr als 6 Lan-
desverbände gegründet haben. Bis dahin übernimmt das Schiedsgericht die Aufgabe des Bündnisrats 
in §29 Abs. 9.  

(5) Der Bündnisrat wählt den Vertreter der Landesgeschäftsführer sobald sich mehr als 6 Landesver-
bände gegründet haben. Bis dahin übernimmt das Schiedsgericht die Aufgabe des Bündnisrats in §30 
Abs. 9.  

(6) Eine gleichzeitige Mitgliedschaft in BÜNDNIS21 und einer weiteren Partei ist bis zum 31.12.2021 
möglich.  

(7) Im Gründungsjahr gilt §21 nicht. Anträge zu den Bundesparteitagen können alle Verbündete bis 7 
Tage vor der Versammlung beim Geschäftsführenden Vorstand einreichen.  

(8) Behördlich zwingend notwendige Änderungen der Satzung können vom Bundesvorstand mit einfa-
cher Mehrheit beschlossen werden, soweit diesen nicht erhebliche rechtliche, insbesondere grund-
gesetzwidrige, Einwendungen entgegenstehen, gegen die gegebenenfalls entsprechende Einwen-
dungen gerichtlich geltend gemacht werden müssen und eine aufschiebende Wirkung soweit mög-
lich sicherzustellen. Einer Mitgliederabstimmung bedarf es in diesem Fall bis zur nächsten Bundes-
parteitag nicht. Der Bundesvorstand hat alle Verbündeten unverzüglich über den Inhalt der behörd-
lichen Auflage in Kenntnis zu setzen und auf dem folgenden Bündnisparteitag sind die Änderungen 
Teil der Tagesordnung und Debatte im Sinne einer Überprüfung der Änderungen.  
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(9) Bis 31.12.2021 können auf außerordentlichen Bündnisparteitagen ohne Beachtung der Antragsfris-
ten mit einfacher Mehrheit Namensänderungen und Verschmelzungen mit anderen Vereinen und 
Parteien beschlossen werden. 

 

§35 Salvatorische Klausel, Inkrafttreten 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise unwirksam oder nichtig sein oder 
werden, so wird dadurch die Wirksamkeit der Satzung im Übrigen nicht berührt. 

(2) Diese Satzung trat mit Beschluss der Gründungsversammlung am 23.01.2021 und die Änderungen 
durch den Bundesparteitag am 16.04.2021 treten am 19.04.2021 in Kraft. 

*********************************** 
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SCHATZMEISTERKONFERENZ 

§1 Schatzmeisterkonferenz: Einberufung  

(1) Die Schatzmeisterkonferenz tagt mindestens zweimal im Jahr.  

(2) Der Bundesschatzmeister und ein von den Landesschatzmeistern gewählter Vertreter sind 
gleichberechtigte Vorsitzende der Schatzmeisterkonferenz. Sie laden im gegenseitigen Einver-
nehmen zur Schatzmeisterkonferenz ein. Die Einladungsfrist beträgt mindestens 21 Tage. Ta-
gungsort sollte ein gut erreichbarer Ort in der Mitte Deutschlands sein. 

(3) Zu Sitzungen der Schatzmeisterkonferenz, auf denen über Ordnungsmaßnahmen gemäß §16 
Abs. 3 der Satzung beraten wird, lädt der Vertreter der Landesschatzmeister gemeinsam mit 
dem Schiedsgericht ein. Vertreter des Bundesvorstands haben auf dieser Sitzung Rede-, aber 
kein Stimmrecht. 

§2 Schatzmeisterkonferenz: Aufgaben 

(1) Die Schatzmeisterkonferenz entscheidet über die horizontale und die vertikale Verteilung der 
finanziellen Ressourcen von Bündnis21, soweit Satzung oder andere Ordnungen mit Satzungs-
rang nicht bereits Festlegungen getroffen haben.  

(2) Die Schatzmeisterkonferenz berät den Bundesvorstand in allen die Parteifinanzen betreffenden 
Fragen, insbesondere die horizontale und vertikale Verteilung der Finanzen, der Aufstellung und 
Kontrolle des Haushaltsbudgets des Bundes und die mittelfristige Finanzplanung, sowie die orga-
nisatorischen Aspekte des Beitragseinzugs, der Buchführung und des innerparteilichen Rech-
nungs- und Dokumentationswesens, soweit diese nicht in der Satzung oder in den Ordnungen 
von Bündnis21 mit Satzungsrang geregelt sind.  

(3) Zur wirksamen Ausübung dieser Beratungskompetenz steht der Schatzmeisterkonferenz ein um-
fassendes Auskunftsrecht gegenüber dem Bundesvorstand und seinen Gremien sowie allen fi-
nanzwirksamen Beschlüssen aller Gliederungen zu.  

§3 Schatzmeisterkonferenz: Zusammensetzung  

(1) Mitglieder der Schatzmeisterkonferenz sind 

a) der Bundesgeschäftsführer, der Wahlkampfleiter und der Bundesschatzmeister. Jeder von 
diesen kann sich im Fall seiner Verhinderung durch ein von ihm zu benennendes anderes 
Mitglied des Bundesvorstandes vertreten lassen.  

b) die Landesschatzmeister. Jeder von diesen kann sich im Fall seiner Verhinderung durch 
ein von ihm zu benennendes Mitglied seines Landesvorstandes vertreten lassen. 

c) Die gewählten Bundesrechnungsprüfer gehören der Schatzmeisterkonferenz mit beraten-
der Stimme an. 

§4 Schatzmeisterkonferenz: Stimmrecht  

(1) Alle Entscheidungen der Schatzmeisterkonferenz, auch über Empfehlungen und Vorschläge für 
den Bundesvorstand und seine Gremien brauchen die Zustimmung von 

a) der Mehrheit der Vertreter der fünf mitgliederstärksten Landesverbände; 

b) der Mehrheit der Vertreter der fünf mitgliederschwächsten Landesverbände; 
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c) der Mehrheit der verbleibenden sechs Landesverbände; 

d) der Mehrheit der Vertreter des Bundesvorstands. 

(5) Ordnungsmaßnahmen werden im Konsensverfahren beschlossen.  

(6) Die Arbeitsergebnisse und Beschlüsse der Schatzmeisterkonferenz unterliegen der Kontrolle und 
Änderungsbefugnis durch die Hauptversammlung an Bündnistagen.  

(7) Die zuständigen Gremien des Bundesvorstands entscheiden über Vorschläge der Schatzmeis-
terkonferenz gemäß §2 Abs. 2. Sie können die Vorschläge unmodifiziert akzeptieren oder ab-
lehnen. Wird ein Vorschlag der Schatzmeisterkonferenz abgelehnt, wird der Vorschlag der 
nächsten zuständigen Hauptversammlung als Antrag zur zweiten Lesung zur Entscheidung vor-
gelegt, es sei denn bis dahin hat ein Mitgliederentscheid über den Vorschlag entschieden.  

(8) Der Geschäftsführende Vorstand beschließt nach Anhörung der Schatzmeisterkonferenz eine 
Geschäftsordnung der Schatzmeisterkonferenz. Befugnisse und Zuständigkeiten der Schatzmeis-
terkonferenzen, die in der Geschäftsordnung geregelt werden, dürfen nicht der Satzung und die-
ser Beitrags- und Finanzordnung widersprechen.  

HAUSHALTS- UND FINANZPLANUNG 

§5 Haushaltsplanung  

(1) Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Bundesvorstand ist verpflichtet jedes Jahr einen Entwurf für den Haushaltsplan für das 
kommende Jahr aufzustellen, der alle geplanten Einzelbudgets zu einem Gesamtbudget des 
Bundesvorstands zusammenfasst. Der Haushaltsplan für das kommende Jahr bis zum 30. 
September des laufenden Jahres der Schatzmeisterkonferenz vorzulegen. 

(3) Die Schatzmeisterkonferenz empfiehlt entweder dem Bundesvorstand das Haushaltsbudget 
für das kommende Jahr zu verabschieden oder macht umsetzbare Änderungsvorschläge auf 
der Sitzung.   

(4) Der Bundesvorstand verabschiedet den endgültigen Haushaltsplan spätestens am 31.12., 
nachdem dieser durch die Schatzmeisterkonferenz beraten und bewilligt wurde.   

(5) Struktur und Umfang des aufzustellenden Haushaltsplans wird von der Schatzmeisterkonfe-
renz bestimmt. Er sollte dabei aber mindestens den gleichen Detaillierungsgrad aufweisen, 
wie die Angaben im Rechenschaftsbericht (Planung auf Kontenebene) und zusätzliche Erläu-
terungen zu den einzelnen Posten aufweisen. Einzelne Posten sollten nicht nur nach Auf-
wandsart, sondern auch nach Kostenverursachung (Einzelbudgets) aufgeschlüsselt werden.  

(6) Alle Vorstände und Gremien sind zur Einhaltung der Kosten gemäß Haushaltsplanung ver-
pflichtet.  

(7) Gibt es keinen vom Bundesvorstand verabschiedeten Haushaltsentwurf oder stimmt die 
Schatzmeisterkonferenz nicht zu, dürfen nur die Ausgaben erfolgen, für die eine rechtliche 
Verpflichtung besteht. Neue Verpflichtungen dürfen außer für den laufenden Geschäftsver-
kehr nicht eingegangen werden.  

(8) Ist abzusehen, dass der Haushalt mit einem unvorhergesehenen Defizit abgeschlossen wird, 
legt der Bundesschatzmeister dem Bundesvorstand unverzüglich einen Nachtragshaushalt 
vor. 



BÜNDNISREGELN  BEITRAGS- UND FINANZORDNUNG 

 

SEITE 5 VON 10  

(9) Ausgaben dürfen nur im Rahmen eines entsprechenden Einzelbudgets gemäß Aggregations-
vorgabe der Schatzmeisterkonferenz erfolgen. Dies bedeutet, dass die Schatzmeisterkonfe-
renz im Rahmen des Haushaltsplanungsprozesses auch darüber befindet, auf welcher Ebene 
Einzelbudgets verbindlich sind, bzw. welche Posten auf einer niedrigeren Aggregationsebene 
deshalb untereinander ohne weiteres verrechenbar/ausgleichsfähig sind.  

(10) Die Regelungen in §5 Abs. 6 gelten nicht für Ausgaben aus zweckgebundenen Spenden.  

Umwidmung 

(11) Reicht ein Einzelbudget nicht aus oder ist zur Durchführung finanzwirksamer Beschlüsse kein 
entsprechendes Einzelbudget vorhanden, können Posten aus anderen Einzelbudgets in Höhe 
von bis zu 10% im Geschäftsführenden Vorstand umgewidmet werden.  

(12) Für die Umwidmung des abgebenden Einzelbudgets bedarf es eines begründeten Beschlus-
ses des Geschäftsführenden Vorstands. Dieser ist auf der nächsten Schatzmeisterkonferenz 
zu überprüfen.   

(13) Kommt die Umwidmung nicht zustande oder wird der Gesamthaushalt um mehr als 10% 
überschritten, so ist zur Durchführung des ausgabewirksamen Beschlusses ein durch den 
Bundesvorstand zu erarbeitender und der Schatzmeisterkonferenz vorzulegender Nach-
tragshaushalt erforderlich.  

§6 Finanzplanung  

(1) Der Bundesvorstand ist verpflichtet bis zum 30. Juli eines jeden Jahres einen Finanzplan, der 
die Verteilung des Gesamtbudgets des Bundesvorstands für das übernächste Rechnungsjahr 
beinhaltet und der nächsten Schatzmeisterkonferenz vorgelegt wird. Der schriftliche Vor-
schlag ist den Mitgliedern der Schatzmeisterkonferenz mindestens 14 Tage vorher zuzusen-
den.  

(2) Die Schatzmeisterkonferenz empfiehlt entweder dem Bundesvorstand die mittelfristige Fi-
nanzplanung zu verabschieden oder macht umsetzbare Änderungsvorschläge auf der Sit-
zung.   

(3) Der Finanzplan ist ein Planungswerkzeug und stellt keinen bindenden Haushalt dar.  

FINANZMITTEL UND AUSGABEN 

§7 Finanzmittel: Nachvollziehbarkeit  

(1) Bündnis21 verfolgt keine kommerziellen Tätigkeiten. Seine Gliederungen bringen die zur Er-
füllung ihrer Aufgaben benötigten Finanzmittel ausschließlich durch Spenden, Mitgliedsbei-
träge und staatliche Parteienfinanzierung auf.  

(2) Der Bundesschatzmeister informiert alle Gremien des Bundesvorstands und die Mitglieder 
der Schatzmeisterkonferenz quartalsweise immer am 15. des Folgemonats über die Entwick-
lung der Einnahmen von Bündnis21 und den Stand der Ausgaben, beide aufgeschlüsselt 
nach Einzelbudgets. Die Landesschatzmeister informieren quartalweise immer am 15. des 
Folgemonats den Bundesschatzmeister sowie die Vorstände der Bezirksbündnisse.   

(3) Ausgabenerstattung an Verbündete und Entscheidung-und Funktionsträger sowie Einnah-
men durch Mandatsträgerbeiträge werden quartalweise immer am 15. des Folgemonats den 
Verbündeten übersandt.  
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§8 Ausgaben: Nachvollziehbarkeit 

(1) Bündnis21 zugeflossenen Geldmittel dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke, entsprechend 
den im Parteiengesetz definierten Ausgabenarten, verwendet werden.  

(2) Alle Funktions- und Entscheidungsträger haben die Pflicht schriftliche Beschlüsse für alle 
Ausgaben vorlegen zu können. 

(3) Gegen finanzwirksame Beschlüsse, die dazu führen, dass Einzelbudgets überschritten wer-
den, hat der Bundesschatzmeister die Pflicht sein Vetorecht einzubringen, wenn er von sol-
chen Kenntnis erlangt.  

MITGLIEDSBEITRÄGE 

§9 Mitgliedsbeiträge: Grundsätze  

(1) Anspruch auf Erhebung und Vereinnahmung der Beiträge liegt beim Bundesbündnis, wenn 
nichts anderes geregelt ist.  

(2) Landesbündnisse können das Bundesbündnis mit der Dienstleistung der Vereinnahmung 
und Verteilung der Mitgliedsbeiträge beauftragen. Dies ist das empfohlene Vorgehen. Es ist 
quartalsweise abzurechnen, mindestens jedoch sind Abschlagszahlungen zu leisten.  

(3) Selbst vereinnahmende Gliederungen zahlen zum Quartalsende die gültigen Beitragsanteile 
an das Bundbündnis. Über Ausnahmen entscheidet der Bundesvorstand nach Beratung 
durch die Schatzmeisterkonferenz.  

(4) §9 Abs. 1-3 und §10 Abs. 1-2 gilt analog für Beiträge von Unterstützern.  

(5) Die Aufteilung der Mitgliedsbeiträge wird in §11 geregelt.  

§10 Mitgliedsbeiträge: Höhe 

(1) Der Mitgliedsbeitrag beträgt regelmäßig mindestens 60 EUR pro Kalenderjahr und ist zum 1. 
Januar eines jeden Jahres fällig.  

(2) Bei Austritt im Laufe eines Kalenderjahres wird der entrichtete Mitgliedsbeitrag nicht erstat-
tet; eine bereits entstandene Forderung bleibt bestehen.  

(3) Der Geschäftsführende Vorstand ist berechtigt auf Antrag für Personen mit besonderen fi-
nanziellen Härten Ausnahmen von §10 Abs. 1 zu vereinbaren (Sozialklausel). Hierbei muss 
eine gleiche Regelung für den Widmungsanteil auf alle Härtefälle getroffen und publiziert 
werden. 

§11 Mitgliedsbeiträge: individuelle Widmung 

(1) Jeder Verbündete kann für den Teil ein Drittel des Mitgliedsbeitrags eine Widmung zu fol-
genden möglichen Schwerpunkten erklären: 

a) ein bestimmtes politisches Thema wird in der Partei unterstützt;  

b) die Parteiarbeit eins bestimmten Verbündeter wird unterstützt;  

c) die Parteiarbeit einer bestimmten Gliederung oder Gruppe im Bündnis21 wird unter-
stützt. 

(2) Die gewidmeten Mitgliederbeiträge können für folgendes abgerufen werden: 
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a) Veranstaltungsorganisation, wie Raum- und Fahrzeugmiete, Flyer, Arbeitsmaterialien, 
externe Rednerhonorare; 

b) Anschaffungen für Bündnis21 inklusive Verbrauchsmaterialien und Nebenkosten, wie 
Demomaterial, Beamer, Kauf-, Instandhaltungs- und Instandsetzungskosten, Reparatur-
kosten;   

c) IT-Projekte, wie Softwarekauf oder -miete, Hardwarekauf, -installation, -instandhaltung, 
und -wartung, Design- und Programmierarbeiten;  

(3) Die Widmungsauswahl gemäß §11 Abs.1 soll zukünftig im Schwarmportal (§26 BuS) ermöglicht 
werden.  

SPENDEN UND MANDATSTRÄGERABGABEN 

§12 Spenden 

(1) Nur die Geschäftsführenden Vorstände sind berechtigt Spenden unter Berücksichtigung des 
Parteiengesetzes anzunehmen. 

(2) Eine Spende gilt als erlangt, wenn sie bei einem Mitglied des Geschäftsführenden Vorstands 
oder einem hauptamtlich bei Bündnis21 arbeitenden Mitarbeiter angekommen sind.  

(3) Unverzüglich nach ihrem Eingang an den Spender zurückgeleitete Spenden gelten als nicht 
von Bündnis21 erlangt.  

Barspenden 

(4) Bei Barspenden ist die gesetzliche Obergrenze zwingend zu beachten. Die Entgegennahme 
ist zu quittieren. Zur Ausstellung von Empfangsbelegen über die Entgegennahme von Bar-
spenden bis zur gesetzlich zulässigen Höchstgrenze ist jeder Verbündete berechtigt.  

(5) Verbündete, die Empfänger von Spenden an Bündnis21 sind, haben diese unverzüglich an 
den Landes- oder Bundesschatzmeister weiterzuleiten. Barspenden an den Landesschatz-
meister, und wenn das nicht innerhalb einer angemessenen Frist möglich ist, ist die Spende 
umgehend an den Bundesschatzmeister weiterzuleiten.  

(6) Der Bundesschatzmeister ist vom Landesvorstand über Barspenden quartalsweise am 15. 
des Folgemonats in Kenntnis zu setzen.  

Zuwendungsbescheinigungen 

(7) Zur Ausstellung von Zuwendungsbescheinigungen sind nur Landes- oder der Bundesschatz-
meister berechtigt.  

(8) Für die Zuwendungsbescheinigungen dürfen nur die Vordrucke verwendet werden, die vom 
Geschäftsführenden Vorstand von Bündnis21 freigegeben wurden. Hiervon verbleibt bei der 
ausstellenden Gliederung eine Durchschrift. 

Verwendung  

(9) Spenden und sonstige Zuwendungen an Bündnis21 dienen der Finanzierung seiner verfas-
sungsmäßigen, gesetzlichen und satzungsmäßigen Aufgaben. Alle Spenden sind unter Beach-
tung der gesetzlichen Bestimmungen einzunehmen und öffentlich zu verzeichnen (§§ 24, 25, 
27 PartG).  
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§13 Mandatsträgerbeiträge 

(1) Mandatsträgern wird empfohlen, zusätzlich zum Mitgliedsbeitrag Beiträge in Höhe von 10% 
ihrer Mandatsträgerbezüge an Bündnis21 zu leisten. Zweidrittel der Abgabe ist zweckgebun-
den an die politische Arbeit auf der Ebene der Gliederung, für die das Mandat erworben 
wurde. Ein Drittel kann der Mandatsträger gemäß §11 widmen.   

§14 Finanzverteilung zwischen den Gliederungen 

(1) Spenden verbleiben bei der einnehmenden Gliederung, sofern der Spender nichts anderes 
verfügt hat. Aufnahmespenden gehen an den Bundesverband. 

(2) Die ungewidmeten Mitgliedsbeiträge gehen zu einem Drittel an das Landesbündnis des ver-
bündeten und Zweidrittel verbleiben beim Bundesbündnis. 

(3) Die Aufteilung der anteiligen staatlichen Teilfinanzierung zwischen Bundesbündnis und den 
Gliederungen wird von der Schatzmeisterkonferenz beschlossen.  

BUCHFÜHRUNG UND RECHNUNGSWESEN 

§15 Rechnungslegung  

(1) Jedes Landesbündnis, das eine eigene Kassenführung hat, hat der Landesvorstand einen zu-
ständigen Verbündeten als Schatzmeister zu wählen, der insbesondere verantwortlich ist für  

a) die Erstellung des Kassenbuches und die Buchführung,  

b) die Erstellung der Finanzplanung,  

c) den jährlichen Finanzbericht an die Verbündeten seines Landesbündnisses,  

d) die fristgerechte Erstellung eines Einnahme- und Ausgabenberichts gemäß Rechenschafts-
bericht nach dem Parteiengesetz.  

(2) Teile der Aufgaben gemäß §15 Abs. 1 a)-d) können an übergeordnete Gliederungen abgegeben 
werden. 

(3) Alle Rechenschaftsberichte der Gliederungen sind umgehend nach Erstellung, spätestens am 
31.3. des folgenden Jahres dem geschäftsführenden Vorstand des Bundesbündnisses vorzule-
gen. 

(4) Über Ausnahmen von dieser Regelung entscheidet der Bundesvorstand. Die für die Finanzange-
legenheiten zuständigen Mitglieder der Geschäftsführenden Vorstände versichern mit ihrer Un-
terschrift, dass die Angaben in ihren Rechenschaftsberichten nach bestem Wissen und Gewissen 
wahrheitsgemäß gemacht worden sind. Neben dem für die Finanzangelegenheiten zuständigen 
Schatzmeister muss der Geschäftsführer der Gliederung den Bericht bestätigen. 

(5) Kommt eine Gliederung ihrer Rechenschaftspflicht nicht nach, so kann der Bundesvorstand auf 
Antrag des Geschäftsführenden Vorstands beschließen, dass Zahlungen an diese Gliederung erst 
dann wieder getätigt werden, wenn die Gliederung ihrer Rechenschaftspflicht nachgekommen 
ist.  
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(6) Die Rechnungsunterlagen, Bücher, Bilanzen und Rechenschaftsberichte der Gliederungen müs-
sen 10 Jahre aufbewahrt werden. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf des Rechnungsjah-
res. Die zentrale Aufbewahrung beim Geschäftsführenden Vorstand des Bundesbündnisses ist 
möglich.  

§16 Rechnungsprüfung  

(1) Die durch Hauptversammlungen auf Bündnistagen zu wählenden Rechnungsprüfer prüfen 
regelmäßig die Übereinstimmung von Buchungen und Belegen, die Ordnungsmäßigkeit der 
Buchführung und ob die Ausgaben angemessen sind und mit den Beschlüssen übereinstim-
men. 

(2) Sie berichten vorab in Textform den Verbündeten und stellen sich auf einem Bündnistag den 
Fragen der Verbündeten. Die Rechnungsprüfer stellen den Antrag auf Entlastung aller Gre-
mien des Bundesvorstands und des Geschäftsführenden Vorstands in Finanzangelegenhei-
ten.  

(3) Die Rechnungsprüfer erarbeiten einen Arbeitsleitfaden mit Prüfliste für die Rechnungsprüfer 
der untergeordneten Gliederungen.  

§17 Verbindlichkeiten  

(1) Der Bundesverband und die Landesverbände dürfen finanzielle Verpflichtungen grundsätz-
lich nur eingehen, für die eine Deckung im eigenen Kassen- und Kontostand vorhanden sind. 

(2) Kredite und Darlehen bedürfen einer ausdrücklichen Genehmigung durch eine Hauptver-
sammlung, einen Mitgliederentscheid oder eine Urabstimmung. Der Geschäftsführende Vor-
stand darf nur zur kurzfristigen Überbrückungskredite und -darlehen aufnehmen, die zur Ab-
wendung von Schaden von Bündnis21 dienen. Eine solche Entscheidung muss unverzüglich 
dem Verwaltungsrat mitgeteilt und auf einer Hauptversammlung zur Überprüfung einge-
bracht werden. Der Antrag zur Überprüfung kommt automatisch auf die Tagesordnung nach 
Anträgen aus §21 Abs. 9.  

(3) Soweit Bündnis21 durchsetzbare Forderungen gegenüber Verbündeten, Unterstützern oder 
anderen Gliederungen hat und die Fälligkeit dieser Forderungen vor Fälligkeit eingegangener 
bzw. einzugehender finanzieller Verpflichtungen liegen, sind diese dem zur Deckung zur Ver-
fügung stehenden Kassen- und Kontenstand hinzuzurechnen.  

(4) Für vom Bundesvorstand und seinen Gremien oder dem Geschäftsführenden Vorstand nicht 
genehmigte Rechtsgeschäfte haftet nur, wer sie veranlasst hat. 

(5) Begeht eine Gliederung von Bündnis21 einen Verstoß gegen das Parteiengesetz, indem sie  

a) ihrer Rechenschaftspflicht nicht genügt, 

b) rechtswidrig Spenden annimmt, 

c) Mittel nicht den Vorschriften des Parteiengesetzes entsprechend verwendet, 

und aus diesem finanzielle Sanktionen gegen das Bundesbündnis oder andere Gliederungen 
von Bündnis21 entstehen, so haftet die Gliederung gegenüber dem Bundesbündnis für den 
verschuldeten finanziellen Schaden.  

(6) Verstößt das Bundesbündnis gegen das Parteiengesetz, indem es 

a) seiner Rechenschaftspflicht nicht genügt, 
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b) rechtswidrig Spenden annimmt, 

c) Mittel nicht den Vorschriften des Parteiengesetzes entsprechend verwendet, 

und aus diesem finanzielle Sanktionen gegen Gliederungen entstehen, so haftet das Bundes-
bündnis für verschuldeten finanziellen Schaden gegenüber den Gliederungen. 

(7) Die Haftung der handelnden Personen bleibt davon unberührt und muss vom zuständigen 
Verwaltungsrat durchgesetzt werden.  

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 18 Salvatorische Klauseln  

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser finanz- und Beitragsordnung rechtsunwirksam oder 
undurchführbar sein oder nach Inkrafttreten unwirksam oder undurchführbar werden, so 
wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt.  

(2) An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung soll diejenige wirksame 
und durchführbare Regelung treten, deren Wirkungen der Zielsetzung am nächsten kom-
men, die die jeweilige Hauptversammlung mit der unwirksamen bzw. undurchführbaren Be-
stimmung verfolgt hat.  

(3) Diese Ordnung tritt mit dem Tag der Beschlussfassung in Kraft.  

************************* 
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PRÄAMBEL 

Oberstes Ziel der Schiedsgerichtsbarkeit von Bündnis21 ist Inkompetenz, Unfähigkeit und 
Vetternwirtschaft in der Politik zu minimieren. Bündnis21 steht für Gleichheit aller vor dem Gesetz 
und für Nachvollziehbarkeit aller Regeln und Entscheidungen, weil nur so ihre demokratische 
Legitimierung gewährleitet werden kann.  

Zur Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten zwischen Bündnisorganen und zwischen 
Verbündeten und Bündnisorganen oder zwischen Verbündeten soweit dadurch Bündnisinteressen 
berührt werden, sowie zur Entscheidung über die Verhängung von Ordnungsmaßnahmen gegen 
Verbündete als Entscheidungs- und Funktionsträger oder Verbündeter, gibt sich Bündnis21 gemäß 
geltender Bundessatzung die folgende Schiedsgerichtsordnung.  

GERICHTSVERFASSUNG 

§1 Grundlagen 

(1) Die Schiedsgerichte sollen in jedem Stand der Verfahren auf eine gütliche Beilegung des 
Rechtsstreites hinwirken. Dazu können sie unter anderem auch die Durchführung eines 
Mediationsverfahrens anordnen.  

(2) Die Verbündeten sind verpflichtet, sich zur Klärung von Rechts- und anderen Streitfragen zunächst 
an die Schiedsgerichte zu wenden. Soweit sie sich aus zwingenden Gründen gleichzeitig auch an 
Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit wenden, sind Verbündete verpflichtet, die jeweiligen 
Gerichte über das gleichzeitig anhängige andere Verfahren zu unterrichten. Ein Verstoß hiergegen 
stellt eine Verletzung der gebotenen bündnisinternen Solidarität und Loyalität dar und kann 
Ordnungsmaßnahmen nach sich ziehen. 

(3) Die Schiedsgerichtsordnung ist für alle Schiedsgerichte von Bündnis21 bindend. Eine Erweiterung 
oder Abänderung durch andere Gliederungen ist nur an den Stellen und in dem Rahmen zulässig, in 
dem sie diese Ordnung explizit vorsieht. Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über das 
schiedsrichterliche Verfahren (ZPO §§1025 ff.) finden entsprechende Anwendung, soweit sich aus 
der Eigenart des Schiedsgerichtsverfahrens nicht Anderweitiges ergibt. Dies gilt auch für Verfahren 
im Rahmen von Ordnungsmaßnahmen.  

(4) Die Schiedsgerichte von Bündnis21 sind Schiedsgerichte im Sinne des Parteiengesetzes. Sie nehmen 
die ihnen durch das Parteiengesetz sowie durch die Satzungen und zugehörigen Ordnungen von 
Bündnis21 und dessen Gliederungen übertragenen Aufgaben war.  

§2 Besetzung der Schiedsgerichte  

(1) Das Schiedsgericht von Bündnis21 umfasst zwei Instanzen, das Schiedsgericht und die 
Beschwerdekammer. Das Bundesbündnis und die Landesbündnisse haben jeweils ein 
Schiedsgericht, die 1. Instanz. Die Beschwerdekammer ist für alle Schiedsgerichtsentscheidungen 
die 2. Instanz.  

(2) Beide Instanzen werden immer von einem, 3 oder 5 Schiedsrichtern besetzt. Alle darüber hinaus 
gewählten Schiedsrichter sind Ersatzschiedsrichter der jeweiligen Instanz. Die Nachrückabfolge der 
Ersatzschiedsrichter wird mit der Wahl festgelegt.  

(3) Sobald es mehr als einem Schiedsrichter gibt, bestimmen die gewählten Schiedsrichter aus ihren 
Reihen einen Vorsitzender, der das Schiedsgericht oder die Beschwerdekammer leitet und die 
Geschäfte führt.  

(4) Die Schiedsgerichte werden für 2 Jahre gewählt. Die Schiedsrichter sind bis zur abgeschlossenen 
Wahl der neuen Schiedsrichter im Amt.   
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(5) Nachwahlen und Ergänzungswahlen sind zulässig. Nachgewählte und ergänzend gewählte 
Ersatzrichter schließen sich in der Rangfolge an noch vorhandene Ersatzrichter an. Nachwahlen 
gelten nur für den Rest der Amtszeit.  

(6) Wird das Bundesschiedsgericht handlungsunfähig, muss der Verwaltungsrat zeitnah zu einem 
außerordentlichen Bündnistag einladen.  

§3 Nachrückregelung  

(1) Der Rücktritt eines Schiedsrichters ist dem gesamten Schiedsgericht und dem Geschäftsführenden 
Vorstand gegenüber zu erklären.  

(2) Ist zum Zeitpunkt der Verfahrenseinleitung absehbar, dass ein Schiedsrichter im Verlauf des 
Verfahrens seinen Pflichten nicht ordnungsgemäß nachkommen kann, so darf er sein Richteramt 
für dieses Verfahren niederlegen. Er hat dies dem gesamten Schiedsgericht und dem 
Geschäftsführenden Vorstand sofort mitzuteilen.  

(3) Ein zurückgetretener Schiedsrichter wird durch den bei der Wahl festgelegten nächsten 
Ersatzschiedsrichter ersetzt. Dies gilt auch für laufende Verfahren, die Streitparteien sind darüber in 
Kenntnis zu setzen. Sollte der Ersatzschiedsrichter im Folgenden ebenfalls sein Amt niederlegen, 
rücken für dieses Verfahren die Ersatzschiedsrichter der 2. Instanz gemäß der bei Wahl festgelegten 
Nachrückabfolge nach.  

(4) Tritt der Vorsitzende des Schiedsgerichts zurück, so wählt das Schiedsgericht gemäß §2 Abs. 3 aus 
seiner Mitte einen neuen Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Dies gilt auch für den Vorsitzenden der 
Beschwerdekammer.  

(5) Vor und nach der Eröffnung des Verfahrens haben beide Streitparteien das Recht, die Ablehnung 
eines Schiedsrichters wegen Besorgnis der Befangenheit zu beantragen (Befangenheitsantrag). 
Über den Befangenheitsantrag entscheidet das Schiedsgericht ohne die Mitwirkung des 
abgelehnten Schiedsrichters. Ist das Schiedsgericht ohne den oder die abgelehnten Schiedsrichter 
nicht handlungsfähig, so entscheidet die Beschwerdekammer.  

(6) Jeder Schiedsrichter unabhängig von einem Befangenheitsantrag hat das Recht, für dieses 
Verfahren wegen Besorgnis der Befangenheit zurückzutreten. Wird einem Befangenheitsantrag 
durch das Schiedsgericht stattgegeben oder tritt ein Schiedsrichter wegen Besorgnis der 
Befangenheit zurück, finden §3 Abs. 1-3 für dieses Verfahren entsprechend Anwendung. 

(7) Nimmt ein Schiedsrichter an Beratungen, Sitzungen und Entscheidungen in einem Verfahren 
unentschuldigt nicht teil und haben die übrigen aktiven Schiedsrichter den abwesenden 
Schiedsrichter diesbezüglich ermahnt und eine angemessene Nachfrist (in der Regel 14 Tage) zur 
Mitwirkung gesetzt, gilt er als vom konkreten Verfahren ausgeschlossen. Es gelten die 
vorstehenden Ersatzregelungen entsprechend. Die Verfahrensbeteiligten sind hiervon schriftlich in 
Kenntnis zu setzen.    

§4 Unabhängigkeit der Schiedsgerichte  

(1) Die Schiedsrichter sind unabhängig und an keine Weisungen gebunden. Sie müssen Verbündete 
von Bündnis21 sein. Mit dem Ende der Mitgliedschaft im Bündnis21 endet auch das Amt des 
Schiedsrichters.  

(2) Die Mitglieder der Schiedsgerichte dürfen nicht Mitglieder des Bundesvorstands, eines Landes- 
oder eines Geschäftsführenden Vorstands sein. Sie dürfen auch nicht in einem Dienstverhältnis zu 
Bündnis21 stehen oder von diesem regelmäßige Einkünfte oder Aufwandschädigungen beziehen. 
Ein Schiedsrichter darf in derselben Rechtsangelegenheit nur in einer Instanz tätig sein.  

(3) Wird von irgendeiner Seite versucht, das Verfahren zu beeinflussen, so hat das Schiedsgericht dies 
unverzüglich dem Bundesvorstand von Bündnis21 bekannt zu machen. Kann der Bundesvorstand 
nach Auffassung des Schiedsgerichts keine angemessene Abhilfe schaffen, so kann das 
Schiedsgericht entscheiden, den Beeinflussungsversuch bündnisöffentlich zu machen.  
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§5 Vertraulichkeit   

(1) Das Schiedsgericht veröffentlicht gemäß der Bundessatzung §16 Abs.5 und §17 Abs.3 seine 
Entscheidungen und hat dabei die Außendarstellung achtsam und unter Wahrung von Datenschutz 
und Persönlichkeitsrechten Dritter vorzunehmen. In allen anderen Fällen entscheidet das 
Schiedsgericht ob und in welcher Form es seine Entscheidungen veröffentlicht.  

(2) Mit Annahme ihres Amtes verpflichten sich die Schiedsrichter, alle Vorgänge, die ihnen in dieser 
Eigenschaft bekannt werden, vertraulich zu behandeln. Sie fällen ihre Entscheidungen nach bestem 
Wissen und Gewissen auf Grundlage der Satzungen und gesetzlicher Vorgaben.  

(3) Die rechtskräftig gewordene Entscheidung des zuständigen Schiedsgerichts gegen 
Funktionsträger sind auf Antrag für jeden Verbündeten einsehbar und müssen bei Kandidaturen 
zu Ämtern in Bündnis21 vom Beklagten selbstständig bekannt gemacht werden, sonst ist deren 
Wahl ungültig.  

§6 Einrichtung der Schiedsgerichte 

(1) Alle Schiedsgerichte können sich eine Geschäftsordnung geben, die den Satzungen und Ordnungen 
von Bündnis21 nicht widersprechen dürfen. 

(2) Das Bundesschiedsgericht kann jeweils für ein Jahr auf der Grundlage eines 
Geschäftsverteilungsplanes Kammern bilden. Die Zuständigkeit der Kammern kann nach regionalen 
oder sachlichen Gesichtspunkten abgegrenzt werden. 

(3) Schwierige Fälle können die Kammern durch Beschluss dem Bundesschiedsgericht in der Besetzung 
mit mindestens drei Richtern zur Entscheidung übertragen. Will eine Kammer in einer Rechtsfrage 
von der Entscheidung einer anderen Kammer abweichen, so entscheidet das Bundesschiedsgericht 
in der Besetzung mit fünf Schiedsrichtern gemäß des §2 Abs.2.   

§7 Sitz und Geschäftsstelle des Schiedsgerichtes  

(1) Sitz des jeweiligen Schiedsgerichtes ist der Sitz der betreffenden Gliederung von Bündnis21. Sitz der 
Beschwerdekammer ist der Sitz des Bundesbündnisses. Das Schiedsgericht kann zur 
Gewährleistung der Funktion des Schiedsgerichtes auch einen anderen Ort zum Sitz des 
Schiedsgerichtes bestimmen. Die abweichende Entscheidung des Schiedsgerichtes zum Ort des 
Sitzes ist unanfechtbar und zu veröffentlichen.  

(2) Die Geschäftsstelle des Schiedsgerichts ist bei der Geschäftsstelle der jeweiligen Gliederung von 
Bündnis21 ansässig. Sie ist für eine ordnungsgemäße Verwaltung der Vorgänge verantwortlich und 
hat die hierzu erlassenen Anweisungen des Vorsitzenden des Schiedsgerichts zu befolgen. Die 
Verfahrensakte umfasst alle für das Verfahren relevanten Schriftstücke und die Entscheidung.  

(3) Die Geschäftsstelle hat die Akten des Schiedsgerichts nach rechtskräftiger Erledigung der Sache 
mindestens 2 Jahre aufzubewahren. Förmliche Entscheidungen des Schiedsgerichts sind 5 Jahre 
aufzubewahren. 

(4) Alle innergerichtlichen Vorgänge, insbesondere Verhandlungen und Akten des Schiedsgerichts, sind 
vertraulich zu behandeln. Über Ausnahmen entscheidet der Vorsitzende.  

§8 Zuständigkeit 

(1) Soweit sich aus der Schiedsgerichtsordnung oder der Satzung nichts anderes ergibt, ist bei 
Ordnungsmaßnahmen  

a) gemäß der Bundessatzung §16 das Bundesschiedsgericht,  

b) gemäß der Bundessatzung §18 das Landesschiedsgericht, und  

c) gemäß der Bundessatzung §17 ist das Schiedsgericht der Gliederung des Entscheidungs- oder 
Funktionsträgers zuständig. 
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(2) Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach dem angezeigten Sitz des Antragsgegners zum Zeitpunkt 
der Antragsstellung.  

(3) Für Ordnungsmaßnahmen ist das Schiedsgericht zuständig, in dessen Landesbündnis der Betroffene 
Verbündeter ist. Dies gilt auch, soweit ein Verbündeter gegen eine Ordnungsmaßnahme 
Rechtsschutz begehrt, unabhängig davon, ob diese von einem Vorstand oder Gremium des Bundes- 
oder Landesbündnisses verfügt oder beantragt worden ist. Ist er nicht Verbündeter eines 
Landesbündnisses, ist das Bundesschiedsgericht das zuständige Schiedsgericht.  

(4) Ist der Antragsgegner ein Organ oder Gremium, so ist das Bundesschiedsgericht erstinstanzlich 
zuständig.  

(5) Das Bundesschiedsgericht ist ferner zuständig für Verfahren, in denen der Bundesvorstand oder 
seine Gremien der einzige Verfahrensbeteiligte ist (Feststellungsklagen, Anträge gem. § 29 BGB).  

(6) Soweit ein Verfahren bei einem der Schiedsgerichte anhängig ist, kann dieses eilige Anordnungen 
selbst erlassen. Ebenso kann es über eine unzulässige oder offensichtlich unbegründete Klage 
selbst entscheiden.  

VERFAHREN 

§9 Anrufung  

(1) Das Schiedsgericht wird nur auf Anrufung durch eine Streitpartei aktiv. 

(2) Anträge sind Anzeigen, Einsprüche, Beschwerden oder andere Formen der Übermittlung von 
Vorgängen die zur Anruf des Schiedsgerichts dienen. 

(3) Die originale Antragschrift ist schriftlich in Papierform einschließlich dreier Überstücke oder Kopien 
sowie zusätzlich per E-Mail bei der Geschäftsstelle des Schiedsgerichts einzureichen. Ein Verfahren 
wird bei dem Schiedsgericht erst anhängig, wenn beide Voraussetzungen erfüllt sind. 

(4) Die Anrufung kann binnen 4 Wochen seit bekannt werden oder offenkundig werden des 
Anrufungsgrundes erfolgen und muss enthalten:  

a) Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten des Einreichenden (Antragsteller),  

b) Bezeichnung des anderen Streitpartners (Antragsgegner),  

c) einen konkreten Antrag,  

d) eine Begründung inklusive einer genauen Schilderung der Umstände (Antragsschrift), 

e) die schlüssige Darlegung, wodurch der Antragsteller in seinen eigenen Rechten durch den 
Antragsgegner verletzt worden ist (Beweispflicht). 

(5) Erfüllt der Antrag die Voraussetzungen in §9 Abs. 3 nicht oder ist er unzulässig oder offensichtlich 
unbegründet, so weist der Vorsitzende den Antrag durch Beschluss zurück.  

(6) Das Schiedsgericht hat durch Verfügung des Vorsitzenden dem Antragsteller Gelegenheit zu geben, 
seinen Antrag nachzubessern oder zurückzuziehen.  

§10 Anrufungsberechtigung  

(1) Antragsberechtigt sind 
a) in Verfahren über die Anfechtung von Wahlen  

i) die Verwaltungsräte der Bundes- und der Landesbündnisse,  

ii) die Bezirksvorstände, in deren Gliederung die Wahl stattgefunden hat,  

iii) ein Zehntel der stimmberechtigten Teilnehmer der Versammlung, die die angefochtene 
Wahl vollzogen hat,  
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iv) wer geltend macht, in einem satzungsmäßigen Recht in Bezug auf diese Wahl verletzt zu 
sein, 

b) in Verfahren über Ordnungsmaßnahmen  

i) die Bundes- und Landesvorstände und ihre Gremien, 

ii) jeder für den betroffenen Verbündeten zuständige Bezirksvorstand,  

iii) jeder Verbündete, gegen den die Verhängung einer Ordnungsmaßnahme ausgesprochen 
oder beantragt ist,  

iv) jeder Verbündete, der eine Verhängung einer Ordnungsmaßnahme beantragt. 

c) in allen übrigen Verfahren  

i) die Gremien des Bundes- und der Landesvorstände, 

ii) der Bezirksvorstand der Gliederung, die in der Sache betroffen ist,  

iii) jeder Verbündete, das in der Sache persönlich betroffen ist.  

§11 Anfechtung von Wahlen und Beschlüssen 

(1) Die Anfechtung einer Wahl und von Beschlüssen der Hautversammlung ist binnen eines Monats 
nach Ablauf des Tages zulässig, an dem die Wahl oder Beschlussfassung stattgefunden hat. Die 
Anfechtung einer Wahl ist nur begründet, wenn der behauptete Mangel geeignet war, das Ergebnis 
der Wahl zu beeinflussen.  

(2) Eine satzungsmäßige Befugnis von Organen und Gremien, bei Wahlverstößen die Wiederholung 
von Wahlen anzuordnen, bleibt unberührt.  

§12 Verfahrensbeteiligte  

(1) Verfahrensbeteiligte sind  

a) Antragsteller,  

b) Antragsgegner,  

c) Beigeladene. 

(2) Das Schiedsgericht kann auf Antrag einer Prozesspartei oder von Amts wegen Dritte beiladen, wenn 
diese Bündnis21 angehören und ihre Interessen durch das Verfahren berührt werden. In allen 
Verfahren sind die übergeordneten Vorstände oder Gremien auf ihr Verlangen beizuladen. Der 
Beiladungsbeschluss ist dem Beigeladenen gemäß §13 Abs. 3 zuzustellen und den 
Verfahrensbeteiligten zu übermitteln. Der Beiladungsbeschluss ist unanfechtbar.  

 §13 Verfahrenseröffnung  

(1) Ist das Schiedsgericht zuständig, eröffnet es das Verfahren mit einem Schreiben an den  

(2) Antragsteller und den Antragsgegner und enthält die Aufforderung an den Antragsgegner, sich zur 
Antragsschrift zu äußern.  

(3) Die Zustellung von Schreiben, insbesondere des Schiedsgerichts, erfolgt grundsätzlich per E-Mail. 
Sie kann auch per Fax oder postalisch erfolgen, oder auch in anderer Form, soweit die anderen 
Beteiligten dem nicht widersprechen. §9 Abs. 3 bleibt unberührt. Das Schiedsgericht kann 
anordnen, dass die Parteien ihre weiteren Schreiben in Papierform einzureichen haben. 

(4) Die Zustellung per E-Mail gilt nach Ablauf von drei Tagen nach Absendung als bewirkt, wenn keine 
Fehlermeldung eines übertragenden Servers (Mail delivery failed, o.ä.) zurückgesendet wird. Die 
Zustellung gemäß §13 Abs. 3 gilt nach Ablauf von drei Tagen als bewirkt; bei Faxzustellung gilt sie 
mit der Absendung als bewirkt, sofern keine Fehlermeldung erfolgt. Die Zustellung gilt auch dann 
als bewirkt, wenn die Annahme verweigert wird.  



BÜNDNISREGELN  SCHIEDSGERICHTSORDNUNG 

 

Seite 8 von 11 

§14 Bevollmächtigte  

(1) Jeder Verbündete hat das Recht, dem Schiedsgericht gegenüber einen Vertreter seines Vertrauens 
zu benennen, der seine Sache auf Widerruf vertritt. Die Bevollmächtigung muss dem Schiedsgericht 
schriftlich nachgewiesen werden.  

(2) Ist eine Haupt- oder Delegiertenversammlung Antragsgegner, so wird diese durch das 
entsprechende Gremium in der Sache vertreten. Ist ein Gremium Streitpartei, so bestimmt dieser 
einen Vertreter, der die Sache des Gremiums auf Widerruf vertritt. Die Bevollmächtigung muss dem 
Schiedsgericht angezeigt und auf Verlangen nachgewiesen werden.  

(3) Ist die Haupt- oder Delegiertenversammlung Antragsgegner und das Gremium Antragsteller, 
bestimmt das Schiedsgericht einen Vertreter des Antragsgegners von Amts wegen.  

§15 Sachverhaltsermittlung  

(1) Das Schiedsgericht kann auf der Grundlage des von den Parteien vorgetragenen schlüssigen 
Sachverhalts entscheiden. Es ist an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten nicht 
gebunden und kann nach seiner freien Überzeugung weitere Aufklärung anfordern und 
veranlassen. Das Schiedsgericht kann Parteimitglieder und Organe der Partei zur 
Informationsgewinnung heranziehen und befragen. Dem Schiedsgericht ist Akteneinsicht zu 
gewähren.  

§16 Schriftliches Verfahren  

(1) Grundsätzlich fällt das Schiedsgericht seine Entscheidungen im Schriftlichen Verfahren.  

(2) Das Schiedsgericht darf seinen Entscheidungen nur zugrunde legen, was Gegenstand des 
Verfahrens war und zu dem die Parteien Gelegenheit hatten, Stellung zu nehmen.  

(3) Vor Ergehen der Entscheidung sind die Beteiligten in einem Hinweisschreiben des Vorsitzenden 
oder Einzelschiedsrichters über den maßgeblichen Sachverhalt zu unterrichten. Seine vorläufige 
rechtliche Beurteilung kann das Schiedsgericht mitteilen, muss es jedoch nicht. Der Antragsteller 
kann in jeder Lage des Verfahrens seinen Antrag ohne Zustimmung des Antragsgegners 
zurücknehmen.  

§17 Mündliche Verhandlung  

(1) Das Schiedsgericht kann eine mündliche Verhandlung jederzeit anordnen, soweit ihm dies zur 
rechtlichen und tatsächlichen Klärung geboten erscheint. Vor der Verhängung einer 
Ordnungsmaßnahme ist eine mündliche Verhandlung durchzuführen, soweit die Beteiligten nicht 
darauf verzichten. Die Erstattung der notwendigen Auslagen der Beteiligten richtet sich nach §22 
Abs.6. Die Bestätigung einer Maßnahme gemäß der Bundessatzung §17 Abs.1 b) (Suspendierung) 
kann das Schiedsgericht ohne mündliche Verhandlung aussprechen.   

(2) Die Durchführung der mündlichen Verhandlung kann auf einen der Schiedsrichter übertragen 
werden. Die Verhandlung kann mit Einwilligung der Beteiligten auch fernmündlich oder audiovisuell 
online stattfinden. 

(3) Das Schiedsgericht bestimmt Ort und Zeit zur mündlichen Verhandlung. Die Verhandlung kann auch 
an Samstagen und Sonntagen durchgeführt werden, nicht aber an offiziellen Feiertagen. Die 
Ladungsfrist beträgt mindestens 14 Tage. In dringenden Fällen kann diese Frist bis auf drei Tage 
abgekürzt werden. Das Schiedsgericht kann auch ohne Anwesenheit der Beteiligten verhandeln und 
entscheiden; die Beteiligten sind darauf in der Ladung hinzuweisen. Macht ein 
Verfahrensbeteiligter eine Verhinderung glaubhaft, ist auf Antrag eine Terminverlegung möglich. 
Zur mündlichen Verhandlung kann das Erscheinen eines oder mehrerer Verfahrensbeteiligter 
angeordnet werden. Weigerungen sind nicht sanktionsfähig, können aber bei der Würdigung des 
Sachverhaltes durch das Schiedsgericht Berücksichtigung finden.  
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(4) Das Schiedsgericht kann die Öffentlichkeit ausschließen, wenn dies im Interesse von Bündnis21 
oder eines Verfahrensbeteiligten geboten ist. In begründeten Ausnahmen kann eine mündliche 
Verhandlung bündnisöffentlich stattfinden.  

(5) Das Schiedsgericht hat im Rahmen der mündlichen oder fernmündlichen Verhandlung in die Sach- 
und Rechtslage einzuführen. Über die mündliche Verhandlung und jede Beweisaufnahme ist ein 
Protokoll innerhalb von 14 Tagen anzufertigen. Es kann auf die Wiedergabe der wesentlichen 
Vorgänge der Verhandlung beschränkt werden. Angaben Verfahrensbeteiligter und Aussagen von 
Zeugen und Sachverständigen brauchen inhaltlich nicht protokolliert zu werden.  

ENTSCHEIDUNG UND BESCHWERDE 

§18 Entscheidungen und verfahrensleitende Anordnungen  

(1) Verfahrensleitende Anordnungen erlässt der Vorsitzende des zur Entscheidung berufenen 
Schiedsgerichts beziehungsweise der entsprechenden Kammer oder der Einzelschiedsrichter. Sie 
bedürfen keiner Begründung. 

(2) Die Schiedsgerichte entscheiden mit Stimmenmehrheit. Ihre Entscheidungen sind schriftlich zu 
begründen. Die Begründung kann sich auf die wesentlichen tragenden rechtlichen Gesichtspunkte 
beschränken. Die Darstellung des Sachverhalts kann durch Verweis auf die Schriftsätze der 
Beteiligten auf das Unumgängliche abgekürzt werden. Verfahrensleitende Entscheidungen, die in 
einer mündlichen Verhandlung verkündet werden, bedürfen keiner Begründung. 

(3) Die Entscheidungen können per E-Mail zugestellt werden.  

(4) Ein Schiedsrichter kann der Entscheidung eine abweichende Meinung anfügen. Dieser Wunsch ist 
den übrigen Schiedsrichtern bis zum Abschluss der Beratungen zu einer Entscheidung mitzuteilen. 
Die abweichende Meinung ist dem Vorsitzenden des Schiedsgerichtes binnen 14 Tagen nach 
Abschluss der Beratungen in Textform zu übermitteln, die sodann mit der Entscheidung 
auszufertigen ist.  

§19 Einstweilige Anordnung 

(1) Eine einstweilige Anordnung kann das Schiedsgericht jederzeit auf Antrag erlassen, ausgenommen 
die Anordnung einer Ordnungsmaßnahme. Eine einstweilige Anordnung kann auch gegen eine 
Ordnungsmaßnahme beantragt werden.  

(2) Die Anordnung kann ohne mündliche Verhandlung und in besonders eilbedürftigen Fällen ohne 
Anhörung des Antragsgegners ergehen. Im Falle einer Anordnung ohne Anhörung des 
Antragsgegners kann dieser unter Angabe seiner Gründe bei dem jeweiligen Schiedsgericht 
beantragen, die Anordnung des Schiedsgerichtes binnen einer Frist von zwei Wochen zu 
überprüfen.  

(3) Bei besonderer Eilbedürftigkeit ist zur Entscheidung über den Antrag auch der alleinige 
Schiedsrichter, der Vorsitzende des Schiedsgerichts oder ein von ihm bevollmächtigter anderer 
Schiedsrichter. Jeder Verfahrensbeteiligte kann binnen einer Frist von zwei Wochen nach 
Zustellung die Entscheidung durch das jeweilige Schiedsgericht beantragen.  

§20 Beschwerdeeinlegung 

(1) Beschwerdefristen beginnen erst zu laufen, wenn der Verfahrensbeteiligte über die Beschwerde, 
ihre Form, über die Frist und das Schiedsgericht, bei dem die Beschwerde einzulegen ist mit Angabe 
der Anschrift belehrt worden ist und das vollständig begründete Entscheidung dem Beteiligten 
vorliegt.  

(2) Gegen die einstweilige Anordnung und andere Beschlüsse der Schiedsgerichte können die 
Verfahrensbeteiligten mit einer Frist von 14 Tagen Beschwerde bei der Beschwerdekammer 
einlegen.  
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(3) Gegen Entscheidungen der Schiedsgerichte über Ordnungsmaßnahmen steht den Beteiligten 
binnen eines Monats die Beschwerde bei der Beschwerdekammer zu. 

(4) Gegen Entscheidungen der Schiedsgerichte in anderen Angelegenheiten steht den Beteiligten 
binnen eines Monats die Beschwerde bei der Beschwerdekammer zu.  

(5) Die Beschwerde ist von der Beschwerdekammer nur zuzulassen, wenn 1. die Rechtssache 
grundsätzliche Bedeutung hat, 2. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen 
Rechtsprechung eine Entscheidung des Schiedsgerichts erfordert oder 3. ein Verfahrensmangel 
geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.  

(6) Die Beschwerdeschrift ist unter Beifügung der angefochtenen Entscheidung bei der 
Beschwerdekammer einzureichen und zu begründen. Die Beschwerdekammer kann daraufhin die 
Verfahrensakte vom Schiedsgericht anfordern. Ist die Beschwerde verspätet eingelegt worden, 
unterrichtet die Beschwerdekammer die Verfahrensbeteiligten.  

§21 Beschwerdeverfahren 

(1) Die Schiedsgerichte stellen der Beschwerdekammer nur für die Dauer des Beschwerdeverfahrens 
ihre Akten zur Verfügung.  

(2) Im Rahmen der Beschwerde ist Beschwerdekammer an die tatsächlichen Feststellungen des 
Schiedsgerichts gebunden. Dies gilt auch insoweit, als sich die Feststellungen aus den Verweisungen 
auf die Schriftsätze der Beteiligten ergeben. In der Beschwerdeschrift ist anzugeben, in wie weit die 
Verfahrensbeteiligten Verfahrensverstöße oder die Verletzung materiellen Rechts geltend machen. 

(3) Im Rahmen der Beschwerde überprüft die Beschwerdekammer die Entscheidungen des 
Schiedsgerichts auch hinsichtlich der angegriffenen tatsächlichen Feststellungen. In der 
Beschwerdeschrift ist anzugeben, in wie weit die Entscheidung des Schiedsgerichts die 
Verfahrensbeteiligten in ihren Rechten verletzt wurden.  

(4) Auf das Beschwerdeverfahren finden die §§11 bis 20 entsprechend Anwendung.  

(5) Hat das Beschwerdeverfahren offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg, kann die 
Beschwerdekammer diese durch Beschluss mit Kurzbegründung zurückweisen.  

(6) Im Falle der Aufhebung ist die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das 
zuständige Schiedsgericht zurückzuverweisen. Die Verweisung kann auch an das 
Bundesschiedsgericht erfolgen. Die Beschwerdekammer hat in der Sache selbst zu entscheiden, 
wenn die Aufhebung der Ausgangsentscheidung wegen einer Rechtsverletzung erfolgte und die 
Sache zur Entscheidung reif ist.  

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§22 Kosten 

(1) Außer bei Eilmaßnahmen muss für ein Antrags- und Beschwerdeverfahren ein Kostenvorschuss in 
Höhe der Gebühren gemäß §22 Abs.3 einbezahlt werden und ein Überweisungsnachweis dem 
Antrag beigelegt werden.  

(2) Verfahrenskosten sind die Gebühren des Schiedsverfahrens und die Auslagen der Parteien gemäß 
§22 Abs.6.  

(3) Für die verschiedenen Verfahren werden jeweils folgende Gebühren erhoben:  

a) Wahlen und Beschlüsse: 210,00 Euro, 

b) Ordnungsmaßnahmen §§16 und 17, bei denen Verbündete Antragssteller sind: 60,00 Euro,  

c) Ordnungsmaßnahmen §18, bei denen Verbündete Antragssteller sind: 210,00 Euro, 

d) alle übrigen Verfahren 500,00 Euro, 
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e) Verfahren der einstweiligen Anordnung: 210,00 Euro.  

(4) Anträge der Vorstände und Gremien sind kostenfrei. 

(5) Außergerichtliche Kosten und Auslagen der Verfahrensbeteiligten sind nicht erstattungsfähig. Das 
Schiedsgericht kann die Erstattung anordnen, wenn die besonderen Umstände des Falles oder die 
wirtschaftlichen Verhältnisse eines Verfahrensbeteiligten es angebracht erscheinen lassen. 

(6) Notwendige Auslagen eines Beteiligten im Zusammenhang mit der Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung im Rahmen des Verfahrens über eine Ordnungsmaßnahme sind bis zu einer Höhe von 
300 EUR dann zu ersetzen, wenn die Gegenseite an der Verhandlung nicht teilnimmt, obwohl sie 
auf die Durchführung der mündlichen Verhandlung zuvor ausdrücklich nicht verzichtet hat.  

(7) Zur Sicherstellung der Deckung der notwendigen Auslagen kann das Schiedsgericht einen 
Kostenvorschuss bis 300 EUR anfordern, der auf ein Konto des Bundesbündnisses zu leisten ist. Der 
Kostenvorschuss ist zurückzuzahlen, soweit die Auslagen nicht gemäß §22 Abs.6 zu erstatten sind. 
Das Schiedsgericht kann den Termin absetzen und ohne mündliche Verhandlung entscheiden, wenn 
der Vorschuss nicht spätestens eine Woche vor dem angesetzten Termin eingegangen ist. Die 
Beteiligten sind mit der Anberaumung des Termins hierauf hinzuweisen.  

(8) Die Schiedsrichter erhalten für ihre Tätigkeit keine Entschädigung. Ihre Auslagen, insbesondere ihre 
Reisekosten, werden ihnen von der zuständigen Gliederung von Bündnis21 erstattet.  

§23 Inkrafttreten 

(1) Diese Schiedsgerichtsordnung tritt am Tage nach ihrer Verabschiedung durch den 
Gründungsparteitag in Kraft.  

(2) Soweit Schiedsgerichte gegenüber den Vorgaben dieser Satzung unterbesetzt sind, sind die 
erforderlichen Wahlen unverzüglich auf dem nächsten ordentlichen Bündnistag durchzuführen.   

**** 

 



Grundsatzprogramm Bündnis21/diePinken 

 

Veränderung ermöglichen, Sicherheit garantieren, Werte leben 
 Notwendiger Abbau der Bürokratie, um Innovation freizusetzen 
 Klarere Regeln für alle garantieren die Freiheit des Einzelnen 
 Soziale Verantwortung statt NGO-Subventionierung 

Unser Ziel: Transformation in eine fortschrittlichere, freiheitlichere und gerechtere 
Gesellschaft. 

 
Zustand heute: 

Neue Regeln für Politiker 

Inkompetenz, Unfähigkeit und Vetternwirtschaft in allen Parteien und Parlamenten, 
korrumpierte planwirtschaftliche Verflechtung von Politik und Wirtschaft, Aushebelung und 
Beugung des Rechtsstaates durch Politik und Wirtschaft. 
Unser Ziel: 

 alte Berufspolitiker durch moderne Volksdiener auf Zeit ersetzen 
 Amtszeitbegrenzung auf 2 Amtsperioden für alle politischen Ämter 
 Steuerverschwendung mit Steuerhinterziehung gleichsetzen (§266a StGB 

Haushaltsuntreue) 
 Haftung für die Nichtverfolgung von Straftaten (§138a StGB Mitwisserschaft im Amt) 
 Automatische Regressforderung an das politische Entscheidungsgremium oder den 

Entscheidungsträger ab einer Million Euro 
gerichtlich verordneter Schadensersatzzahlung des Staates (Fehler gerichtlich 
nachgewiesen) 

 Verbot jeglicher Nebentätigkeiten zur Abgeordnetentätigkeit 
 Keine Jobs für Politiker in Staatsbetrieben bis 5 Jahre nach Ausscheiden aus der 

Politik 
 Verbot kommerzieller Tätigkeiten für Parteien und Abschaffung der intransparenten 

Parteistiftungsfinanzierung, 
Parteienfinanzierung nur noch pro Stimme (1 Stimme = 1 Euro) 

 Verkleinerung des Bundestags (500-sind-genug) 

Politische Mitbestimmung der Bürger 
Zustand heute: 
Demokratische Prozesse sind Fraktionszwang und Vetternwirtschaft gewichen, 
Abgeordnete stimmen über Gesetze ab, die sie nicht verstehen, Bundestag und 
Oppositionsparteien haben ihre Kontrollfunktion aufgegeben. Es gibt einen tiefen 
Vertrauens- und Glaubwürdigkeitsverlust aller drei Gewalten im Staat. 
Unser Ziel: 

 Neuverschuldung des Staates nur nach Volksabstimmung 
 Rückabwicklung von Gesetzen durch Volksentscheid  

(6 Mio. Unterstützerunterschriften im Bund) 
 Amtsenthebung von Regierungsmitgliedern durch Volksentscheid  

(12 Mio. Unterstützerunterschriften im Bund) 
 Direkte Wahlen von Richtern 
 Weisungsbefugnis der Justizminister an die Staatsanwälte abschaffen 
 Eindeutige, möglichst einfach verständliche Formulierung von Gesetzen 
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